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Bweinndfiebsigfter 


Wien und Bafel: 


. Dentſchland. 

x Berlin, 4. Febr. Die Nachricht, daß Sr. M. dem 
Könige der Regierungspräſident v. Nordenflycht zum Oberpräſi⸗ 
denten der Provinz Preußen vorgeſchlagen worden ſei oder wer⸗ 
den foll, könnte zu der Annahme verleiten, als ob Hr. v. Nor⸗ 

denflycht allein und definitiv von dem Staatsminiſterium als 
zukünftiger Oberpräſident Preußens in Ausſicht genommen. Dem 
i kann ich Ihnen mittheilen, daß Hr. v. Nordenflycht, 
em früher das Oberpräſidium von Hannover zugedacht war, 

aber aus Speziellen Rückſichten für dieſe Provinz nicht zuertheilt 
wurde, nur neben anderen Perſönlichkeiten für das vakante 
Oberpräſidium in Vorſchlag gebracht worden iſt. Zur Zeit iſt 
jedoch weder von allerhöchſter Seite noch im Staatsminiſterium 
eine Entſcheidung über die Beſetzung des erwähnten Poſtens ge⸗ 
troffen, doch ſteht die Ernennung allerdings in naher Ausſicht. 
Ebenſo dürfte in Kurzem die Beſetzung des Chef- Präſidiums 
er Oberrechnungskammer zu erwarten ſein. (Auch von der 
Kreuzztg.“ wird die, über die Beſezung des Oberpräſidiums von 
Preußen mitgetheilte Nachricht, welche der gefällige und leicht⸗ 
We Telegraph in alle Weltgegenden trug, als „irrthümlich“ 
eichnet. — Red. 

K Berlin, 4. Jan. Es iſt nunmehr ‚gelungen, den zu 
ſtarken Widerhall, welcher anfänglich bei den Verſuchen mit dem 
neuen Grüſon'ſchen Panzergeſchüßſtand für die Benügung der⸗ 
ſelben gewiſſe Bedenken erweckte, durch einige zweckmäßige er 
niſche Vorkehrungen auf ein Minimum zu verringern und ebenſo 
dem Pulverdgmpf aus dem geſchloſſenen Eiſengewölbe den voll» 
ommenſten Abzug zu gewähren; nach der Beſeitigung dieſer 

den Uebelſtände kann die Verwendungsfähigkeit der neuen Er⸗ 
findung nicht dem geringſten Bedenken mehr unterliegen. Wegen 
der ahierdurch veranlaßten Erweiterung der Vorermittelungsver⸗ 

% iſt jedoch die Erprobung der Widerſtandsfähigkeit dieſer 

Aſſenbauten noch verzögert worden und ſteht dieſe demnach noch 

mn. Die Eiſenſtärke von 26 Zoll, welche die allein dem di⸗ 
rekton Schuß ausgeſetzte Minimalſcharte beſitzt, dürfte indeß in 
ibrer Wider andskraft wohl auch wider das Feuer der ſchwerſten 
Kaliber genügen, und da die Steigerung dieſer Stärke bei künftigen 
derartigen Bauten dem freien Belieben überlaſſen bleibt, würde ſelbſt 
ein ungünſtiger Ausfall der noch ausſtändigen Verſuche für den 
Werth und die Anwendbarkeit der dieſen Panzerſtänden zu 
Grunde liegenden Idee nur eine untergeordnete Bedeutung be⸗ 
ien. Wenn engliſcherſeits neuerdings dieſe neue Befeſtigungsart 
ür die Anwendung nur eines Geſchützes als zu theuer bezeichnet 
worden iſt, ſo liegt dem wohl die irrthümliche Auffaſſung zu 

runde, daß, weil der Probegeſchützſtand allerdings nur für ein 
Geſchütz ausgeführt worden iſt, dieſe neue Fortifikationsform über⸗ 
aupt auch eine Erweiterung nicht zulaſſe. Der Vorzug dieſer Eiſen⸗ 
dewoͤlbe beruht jedoch im Gegentheil gerade darin, daß dieſelben 

e Anwendung in jeder beliebigen Dimenſion und für jede 
ſeither für die Küſtenbefeſtigung angewendete Befeſtigungsform 
eltätten, und dürfte fid bei dieſer Vielſeitigkeit und belie 
igen Ausdehnung der Verwendung der Koſtenpunkt für fie 
unbedingt weit günſtiger als für die bei den verſchiedenen 
engliſchen Hafenplätzen ausgeführten Panzerbauten herausſtellen. 
Die für dieſe Geſchügzſtände neukonſtruirte Lafette wird jetzt als 
m Weſentlichen dieſelbe Lafette bezeichnet, welche bereits vor 
zwei Jahren von der Grüſon'ſchen Fabrik auf der Pariſer Welt- 
ausſtellung ausgeſtellt war und die ſchon damals in hohem 
rade die Aufmerkſamkeit der Fachmänner auf ſich lenkte. Der 

or⸗ und Rücklauf derſelben wird nach den betreffenden Mit⸗ 
eilungen auf einem nach rückwärts aufſteigenden Rahmen durch 
ent angebrachte Räder bewirkt und die Richtevorrichtung 
olgt durch hydrauliſche Kraft. Nach den früheren Nachrichten 

oll ſich bekanntlich gerade dieſe Lafette gang beſonders be⸗ 
währt —.— und wird das Reſultat der bisherigen Ver⸗ 
ſuche ü erhaupt als ein durchaus günſtiges bezeichnet. — Die 
falle. Mil. Zeit.“ bringt eine Ueberſicht und Zuſammen⸗ 
tellung der gegenwärtig bei den verſchiedenen Kriegsmarinen 
in Gebrauch befindlichen en Geſchütze, welche zur Beurtheilung 
der jeit Einführung der Panzerfahrzeuge in der Artillerieausrü⸗ 
ung der Schiffe eingetretenen Veränderung wie der Gewichts⸗ 
und Kaliberverhältniſſe der neuen Monſtregeſchüße wohl auch ein 
allgemeines Inteteſſe beanſpruchen möchten. Danach führt die 
woliſche Panzerflotte zwölf neun⸗ und fiebenzöllige Geſchütze, von 
elchen das erſtere ein 600pfündiges iſt, oder nach den genaueren 
laddaben ein 544 Pfund ſchweres Geſchoß mit 63 Pfund Pulver- 


91 2 verſendet. Das Rohrgewicht dieſes Geſchützes wird dazu 


„865 Kilogr., das der Lafette nebſt Rahmen auf 6398 
Kilogr. 


angegeben. Die leichteſten om Marine⸗Geſchütze 
[ib 64: und 40Pfunder. Das ſchwerſte vangölüiche Marine⸗Ge⸗ 
ug beſitzt ein Kaliber von 27 Cm. und verſendet ein Geſchoß von 
6 llogr. mit 30 Kilogr. Pulverladung. Das Rohrgewicht dieſes 
eſchüges ſtellt ſich auf 22,000 Kilogr. Die leichteſten franzöſiſchen 
arine⸗Geſchüze find 50⸗ und 30Pfünder, Der norddeuſſche 96- 
Pfünder verſendet ein Geſchoß von 300 Pfund mit 35 bis 40 Pfund 
Daperladung und beſitzt ein Rohrgewicht von 25,600 Pfund. 
as größte bisher fertingeftellte Geſchütz, die Krupp'ſche Rieſen⸗ 
naunone, befigt ein Kaliber von 14 engliſchen Zoll oder 35,5 Cm. 
! > ein Rohrgewicht von 50000 Kilogr., wozu außerdem noch 
as Gewicht der Lafette und des zu dieſer gehörigen Rahmens 
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Zuſerate 
1½¼ Sgr. für die fünfgefpal- 
tene Zeile oder deren Raum, 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher, ſind an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er⸗ 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an- 
genommen. 


J. 


Jolowicz, Markt 74 und Hrn. Krupsſti (C. H. Akrici & Co.), Breiteſtraße 14; in Gneſen bei Hrn. 


Kempner; 
dof in Berlin: A. Mete- 
re ee 


mit 40,000 Kilogr. hinzutreten. Das Vollgeſchoß das dieſes 
Geſchütz bei 120 Pfund Pulverladung verſendet, enthält ein Ger 
wicht von 1100, die Granate bei 400 Pfund Pulverladung 
ein Gewicht von 1000 Pfund. 


— Se. Maj. der Konig hatte Mittwoch Vormittags nach 
den militäriſchen Meldungen eine längere Unterredung mit dem 
aus Poſen hier eingetroffenen kommandirenden General des 5. 
Armeekorps, v. Steinmetz, der ſich hierauf in das kronprinz⸗ 
liche Palais begab. — Bei den Majeſtäten war Donnerſtag 
Abend Ball mit Büffets. Geladen waren nahezu 700 Perſonen 
aus allen Kategorien. — Am Sonnabend findet im kronprinz⸗ 
lichen Palais Maskenball ſtatt; es werden auf demſelben mehrere 
Quadrillen ausgeführt. 

— Nach der vor acht Tagen erfolgten Mittheilung einer 
der großen Regierungen, welche Preußen befreundet ſind, iſt das 
Leben des Minifter-Präfidenten Grafen v. Bismarck wiederum 
von Mörderhand bedroht; ein Student, aus Hannover gebürtig, 
wird als betraut mit der Ausführung des Attentats namhaft ge⸗ 
macht. — Es iſt die „Kreuzzeitung“, der wir dieſe Senſations⸗ 
nachricht entnehmen und zugleich das daran geknüpfte Raiſonne⸗ 
ment, alſo lautend: 

Wir ſind heute durch dieſe Nachricht erſchreckt und doch von derſelben 
nicht überraſcht worden; denn nach den Verdächtigungen, Schmahungen 
und Anfeindungen, welche in welfiſchen uud republikaniſchen Organen des 
In- und Auslandes gegen Preußen tagtäglich erhoben werden, muß die 
ansgeſtreute Saat des Haſſes und der Luge ihre Früchte tragen. So kann 
es nicht ſchwer ſein, einem Fanatiker die Mordwaffe in die Hand zu drücken 
und die Verdienſtlichkeit feines Verbrechens ihm begreiflich zu machen. Wir 

aben den Mordverſuch des Blind am 7. Mai 1866 gegen den Grafen von 

ismarck erlebt; wir haben erlebt, die That des Verbrechers geprieſen, 
das Mißlingen ſeines Vorgabens beklagt wurde; wir mußten es erleben, 
daß Frauen der gebildeten Stande ns der Leiche und ſpäter dem Grabe 
des Mörders und gl Ti ER ungen darbrachten. Die neue 
Miſſion eines Sendlings zur Augu des Meuchelmordes konnte uns aus 
dieſen Gründen kaum uͤberraſchen. gedenken aber des Wortes: „Unſer 
Leben ſteht in Gottes Hand.“ n ge 

— Wie man der 7 en Dig“ aus Paris ſchreibt, find 
den franzöſiſchen Blättern teiegraphiſche Nittheilungen über die 
Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes am 30. v. M. gemacht 
worden, welche an Fälſchungen ihres Gleichen ſuchen. Unler Ber 
richterſtatter hat ein Telegramm zu leſen Gelegenheit gehabt, 
nach welchem Graf v. Bismarck den Kaiſer Napoleon ohne Rück⸗ 
halt als denjenigen Fremden bezeichnet hätte, welcher auf den 
Zwieſpalt in Deutſchland ſpekulire. Nach einem anderen Tele 
ramm iſt die Rede des Grafen v. Bismarck mit ſolchen Ent⸗ 
ſtellungen verbreitet, daß der „Publik“ ſagt, wären dieſe Mit⸗ 
theilungen authentiſch, ſo müßte das „gewaltſame Rauben zu 
einem Prinzip“ erhoben fein. Erwägen wir, daß die franzöſiſche 
Regierung von einer entſchieden friedlichen Geſinnung beſeelt iſt, 
ſo Ken wir aus jener Mittheilung, daß die antinationale, wel» 
fiſche und partifnlariftiihe Partei in ihrer Erbitterung über den 
Ausgang der Verhandlungen zu dem Mittel der ärgſten Fäl⸗ 
ſchungen gegriffen hat, um die öffentliche Meinung in Frankreich 
zu beeinfluſſen. Uebrigens erfahren wir aus einer ſehr guten 
Quelle, daß König Georg in letzter Zeit in fieberhafter Erregung 
Kapitalien über Kapitalien nach dem Kontinent zieht zur Deckung 
der Koſten ſeiner Agitationen. Es iſt jedenfalls nothwendig, 
von den geſteigerten Agitationen der Welfenpreſſe Akt zu nehmen. 

— Die Frage wegen Aufhebung oder Fortbeſtand der 

Staats⸗Lotterie iſt, wie bekannt, noch keineswegs endgültig 
entſchieden, ſondern noch Gegenſtand eingehender Erörterungen 
der zuſtehenden Kreiſe. Bei dieſen Erörterungen iſt man, wie 
der „Köln. Ztg.“ a wird, in jüngfter Zeit dahin ge» 
kommen, ſich prinzipie 1 
auch finanzielle Rückſichten den Zeitpunkt derſelben noch ziemlich 
fernrücken dürften. 
— Der „St.⸗A.“ veroffentlicht eine Verfügung des Kriegsminiſters 
vom 23. Januar 1869, mit welcher die Beſtimmung des $ 2 der Dellara- 
tion vom 17. Dezember 1801 in Erinnerung gebracht wird, wonach bei der 
Einziehung zum Militärdienſt die Mennoniten mit Ableiſtung eines Eides 
verſchont und die erforderliche Zuſage von ihnen mit telſt Handſchlages 
angenommen werden ſoll. 

— Die „Prov.⸗Korr.“ bemerkt bezüglich der Abänderungs⸗ 
Vorſchläge zum Wahlgeſetz: 

„Die verſchiedenen, im Abgeordnetenhauſe gemachten Vorſchläge wurden 
ſämmtlich mit ſehr großer Mehrheit abgelehnt und die Berathung hatte 
kein anderes Ergebniß, als das, den Beweis zu liefern, wie völlig unklar 
und unreif noch alle jene Pläne für die zukünftige Entwickelung unſerer 
parlamentariſchen Zuſtände find. Es wird, wie Graf Bismarck andeutete, 
erſt die Fortentwickelung des Norddeutſchen Bundes dahin führen können, 
jenen Zukunftsplanen eine feſtere Grundlage und dann ſicher auch eine na⸗ 
turgemäße Geſtaltung zu geben: wenn die Zeit der Reife gekommen iſt, wird 
die nothwendige Entwickelung und Verſchmelzung einfacher und ungezwun⸗ 
ener, aber in vieler Beziehung gewiß ganz anders vor ſich gehen, als es 
jetzt von den verſchiedenenen Parteiſtandpunkten erſtrebt und verlangt wird.“ 

— Die „Dresdener Nachrichten“, das verbreitetſte 
Blatt Sachſens, welches bisher auf Seiten der Unzufriedenen 
und Feinde Preußens ſtand, würdigt in ſeinem Leitartikel am 
1. Februar die Vortheile der jetzigen Geſtaltung Deutſchlands 
und insbeſondere die Wirkſamkeit der liberalen Partei in Deutſch⸗ 
land in anerkennender Weiſe. A 

Dresden, 4. Februar. Dad „Dresdner Journal“ enthält 
folgendes Telegramm aus Weimar vom heutigen Tage: Als der 
Großherzog geſtern Abend, aus dem Theater kommend, durch die 
Schillerstraße uhr, ſchlug ein Konditorgehilfe mit einem Schirm 


für die Aufhebung zu entſcheiden, wenn 


in den Wagen. Der Thäter, welcher ſinnlos betrunken war, 
wurde ſofort von dem Leibjäger feſtgenommen. 


Oeſterre ich. 

Wien, 3. Febr. Die „Neue Freie Preſſe“ meldet unter 
Reſerve, daß eine befriedigende Antwort Griechenlands auf die 
Konferenzerklärung nach Paris abgegangen ſein ſoll, nachdem der 
König ſeinen perjönlichen Einfluß in dieſem Sinne geltend ges 
macht habe. 

— Die Angelegenheit der Reſolution des galiziſchen 
Landtages ſcheint ſchneller ſeiner Erledigung entgegenzugehen, wie 
man es Anfangs annehmen konnte. Bekanntlich hat der Ver⸗ 
faſſungsausſchuß in ſeiner geſtrigen Sitzung ein Subkomitee be⸗ 
auftragt, über den galiziſchen Antrag Bericht zu erſtatten. An⸗ 
Elch der Wichtigkeit des Gegenſtandes wurde ſchon geſtern eine 

itzung abgehalten und mit allen gegen die Stimme des Dr. 
Ziemialkowski beſchloſſen, daß nach den gegenwärtigen Geſetzen 
die Regierung nicht verpflichtet iſt, Anträge der Landtage dem 
Hauſe zur verfaſſungsmäßigen Behandlung mitzutheilen. Die 
Regierung ſei jedoch vom Subkomitee aufzufordern, den Antrag 
des galiziſchen Landtages dem Verfaſſungsausſchuſſe mitzutheilen. 
Erklärt die Regierung, daß ſie nichts dagegen hat, und theilt ſie 
dieſen Antrag dem Ausſchuſſe mit, dann wird an das Haus fol⸗ 
gender Antrag vom Verfaſſungsausſchuſſe zu ſtellen ſein: a) Das 
Haus wolle das vom Ausſchuſſe mitgetheilte Aktenſtück, betreffend 
den vom galiziſchen Landtage in der Sitzung vom 24. Septem⸗ 
ber v. J. auf Grund des $ 19 der Landesordnung gefaßten An⸗ 
trag auf Aenderung der Verfaſſung, dem e 
mit dem Auftrage überweiſen, über den Inhalt dieſes Aktenſtückes 
Bericht zu erftatten und allfällige Anträge zu ſtellen; b) da in 
Folge deſſen der Antrag des Dr. Ziemialkowski gegenſtandslos 
ee 2 ar 2 zur 1 übergegan 
en. — Sollte aber die run 8 San . die Re 
ſcartien den Ausſchuſſe nicht Ache je wel ö 
wird das Subkomitee über einen anderen Modus 
des Ziemialkowski'ſchen Antrages berathen. 
Im Anſchluß an dieſe Mittheilung wollen wir noch erwäh⸗ 
nen, daß der Peſter Lloyd ſehr nachdrücklich zur Vollendung des 
Ausgleichs mit Polen und Czechen Anknüpfung an die Krem⸗ 
ſierer Verfaſſung empfiehlt. Wie verlautet, ſind bereits neue 
Ausgleichsunterhandlungen mit den Czechen bevorſtehend und 
ſollen dieſelben ſogar ſchon begonnen haben. Die Beſtätigung 
der Nachricht iſt jedoch abzuwarten. ; 

Das Linzer Diözelanblatt zeigt an, daß kein Faſten⸗Hir⸗ 
tenbrief erfolgen wird. Der Bilder ſchreibt, er könne einen 
Hirtenbrief deshalb nicht herausgeben, weil er darin über die 
neuen interkonfeſſionellen Geſetze daſſelbe Urtheil ausſprechen 
müßte, welches er im Hirtenbriefe von 1868 ausgeſprochen habe. 
Da nun aber der Hirtenbrief von 1868 konfiszirt worden iſt, 
ſo würde auch der von 1869 konfiszirt werden und nicht hinaus⸗ 
N — Heute Nachmittag wurde im Abgeordnetenhauſe 
as Geſetz, betreffend die Organiſation des Reichsgerichts und 
des Verfahrens vor demſelben, angenommen. 

Wien, 4. Febr. Einem Privat⸗Telegramme der „Preſſe“ 
zufolge konnte die Forderung Griechenlands, daß einer Aeuße⸗ 
rung ſeinerſeits auf die Konferenz: Etläkeng die Zurückziehung 
des türkiſchen Ultimatums vorhergehen müſſe — Dank der Mä⸗ 
ßigung der Pforte — im Weſentlichen erfüllt werden. Die 
übrigen Forderungen der griechiſchen Regierung ſind erheblich 
gemildert worden. — Die vorbereitenden Verhandlungen zur Be⸗ 
gründung einer neuen Bank in Egypten ſind von der Kredit⸗ 
Anſtalt und der Anglo⸗Auſtrian⸗Bank abgeſchloſſen. i 


Frankreich. 

Paris, 2. Februar. In den Tuilerien hat der höoͤchſt 

ſympathetiſche Empfang, welcher dem Fürſten von Montenegro 
in Petersburg zu Theil wurde, nicht ſehr angenehm berührt. 
Die „Patrie“ kommt darauf heute zurück, und konſtatirt, daß 
man denſelben bei einem Banket „die Hoffnung der chriſtlichen 
Bevölkerung im Orient“ genannt habe. Die „Patrie“ weiſt 
darauf hin, damit Europa nicht erſtaunt ſei, wenn nach der 
Frage wegen Kretas eine montenegreniſche Frage hervortreten 
würde, die man immer vorbringe, wann gewiſſe politiſche In⸗ 
tereſſen eine Agitation im Orient erheiſchten. 
f In Algerien ſind Unruhen ausgebrochen, doch dringen, 
wie das in Kolonialſachen Syſtem iſt, nur ganz unklare und 
unſichere Angaben nach Frankreich durch, welche wir in Erman⸗ 
gelung beſſerer wiedergeben wollen: 

Ein u der Uled-Sidi-Scei ift ins Gebiet der Uled-Gidi-Naceur, 
die am Buße des Dſchebel Amur figen, eingefallen. Die Militärbehörden 
in Laguat, Geriville und Tiaret ergriffen ſofort Maßregeln, „die Diffiden- 
ten zu umzingeln und zu unterdrücken“, um mit dem o fiziellen Journal zu 
reden. Nach der „France“ fielen die auf ihre Seite der Grenze von Alge- 
rien hauſenden ununterworfenen Stämme in das Gebiet der Uled⸗Sidi⸗ 
Naceur, wo ſie einige Duars von untergeordneter Bedeutung wegnahmen“; 
fie ſetzten ihren Zug bis in die Nähe von Wed. Tagum fort; die telegrar 
Falch Verbindung init Geryville wurde unterbrochen. Die Garniſon von 

aguat rückte ſofort mit allen zu Gebote ſtehenden Streitkräften aus, die 
von Geryville ſetzte ſich gleichfalls in Bewegung, die von Tlemſen, Bel⸗ 
Abbes und Tiaret erhielt Befehl, an den Saum des Tell zu rücken; die 
Militärbehörde ordnete die Bildung von zwei Kolonnen an, die eine in 
Boghart, die andere in Teniet-el- Ab. In Folge dieſer Anordnungen hofft 
man des Einfalles bald Herr zu werden. Die „Diſſidenten“ von 1869 find 


dieſelben, welche 1864 in Folge ſchwerer Niederlagen ſich nach Figig zurück, 


— 


zogen; ſie machten einen ſehr ſchnellen Marſch, ſind aber, wie die „France“ 
zum Troſte hinzuſetzt, noch recht weit von den kolonifirten Gegenden. 
Das Terrain, auf welchem der Aufſtand ſpielt, liegt in der Provinz 
Oran; die genannten Garnifonpläge liegen um den Dſchebel⸗Amur 
herum auf der zweiten Terraſſe. Die Uled⸗Sidi⸗ Scheich kamen von 
der Oaſe Figig, die zu Marokko gehört und ſüdweſtlich von der Pro⸗ 
vinz Oran, ſüdlich von Dſchebel⸗Tadla in der fogenannten kleinen Wuſte 
auf der Karawanenſtraße nach dem Tafilelt liegt. Die „Diſſidenten“ wer⸗ 
den von Figig nach Sedana, el Abiad und Meſchria ins Thal des Wadi. 
S di⸗Naceur gezogen fein, auf deſſen Oſtſeite die Uled⸗Sidi⸗Naceur auf 
dem Hochplateau wohnen, das ſüdlich vom Dſchebel⸗ Amur begränzt wird. 
Der Schrecken muß ſehr groß ſrin, daß man vorläufig das Hochplateau 
Preis gab und alle Kräfte zunächſt zum Schutze des are wichtigeren 
nördlichen Striches, des Tell aufbot. Die Umgegend vom ODſchebel⸗Amur 
iſt das alte Kampfgebiet der unruhigen Stämme, welche von den Oaſen 
aus in faſt regelmäßigen Zwiſchenräumen von 3 bis 4 Jahren hervorbre- 
chen; gerade dieſe Gegend iſt deshalb auch mit franzöſiſchen Militärpoſten 
ſtark geſpickt Ueber die Stärke der „Diſſidenten“ wie über die Unterſtützung, 
die fie bei den verwandten Stämmen gefunden haben, ſchweigt, wie bei jol- 
chen Fällen gewöhnlich, die franzöfiſche Preſſe, ja, die Blätter geben ihren 
Leſern nicht einmal die gewöhnlichſten geographiſchen Nachweiſungen: ſo ſehr 
iſt Algerien den Franzoſen wie mit Brettern zugenagelt. 2 

— Der bekannte polenfreundliche Redakteur des „Eten⸗ 
dard“, Kaſimir Delamarre, hat jo eben dem Senat eine Peti⸗ 
tion unter dem Titel: „Ein von der Geſchichte vergeſſenes euro⸗ 

paäiſches Volk“, überreicht, in welcher er eine Reform des Ge⸗ 
ſchichtsunterrichtes in den franzöſiſchen Lyceen bezüglich der Völ⸗ 
ker verlangt, welche die ſlawiſchen Sprachen ſprechen. 

— Montag brachte die „Union“, Dienſtag der „Monde“ 
ein Breve des Papſtes Pius IX. an die Herausgeber dieſer ka⸗ 
tholiſchen Organe, worin fie zum Ausharren im Kampfe aufge⸗ 
muntert werden. Der „Monde“ läßt ſich über die Veranlaſſung 
dieſer Kundgebung ausführlich vernehmen; er ſchreibt: 

„Ein unwiderſtehliches Bedürfniß nach Einheit macht ſich in dieſem 
Augenblicke in der ganzen Kirche fühlbar, um gegen dieſen Geiſt des allge⸗ 
meinen Ungehorſams, der außen herrſcht, zu reagiren. In dem Maße, in 
welchem die Mächte dieſer Welt durch den Aufruhr erſchüttert find, befeſtigt 
ſich die des Statthalters Chriſti mehr durch den freiwilligen Gehorſam und 
die Verehrung derer, auf welche ſich dieſelbe erſtreckt. Daher eine beträcht- 
liche Anzahl von Adreſſen, öffentlichen und Privatſchreiben, wie Gehorſams⸗ 
und Ergebenheits⸗Bezeigungen, welche in dieſem Augenblicke aus allen Theilen 
der Welt in Rom eintreffen und von deren einftinnmigen Zeugniſſen die ka ⸗ 
tholiſchen Blätter nur eine unvollſtändige Idee zu geden vermöchten. Wir 
haben das allgemeine Gefühl getheilt. Am erſten Tage dieſes großen Jahres, 
das mit dem Konzil ſchließen ſoll, haben wir zu den Füßen des Papſtes 
die Huldigung unſerer kindlichen Anhänglichkeit niederlegen und den apoſto⸗ 
liſchen Segen erflehen wollen.“ 

Der „Monde“ druckt das Schreiben ab, das ſeine Redak⸗ 
teure an den Papſt richteten. Der an dieſes Schrei⸗ 
bens lautet: „Der Syllabus iſt unſer Führer für unſere Pole⸗ 
mik jedes Tages; wir haben die 1 ihm treu geblie⸗ 
ben zu ſein. Wir wollen, heiliger Vater, auf dieſem Wege ver⸗ 
harren, auf dem Sie die katholiſchen Schriftſteller ermuthigen.“ 

N — Dem „Gaulois“ iſt wegen eines Artikels von About der Stra⸗ 
a h entzogen worden; Herr Ablout ließ darin den Kaiſer Karl 
den Großen t. Charlamagne) dem kaiſerlichen Prinzen erſcheinen. 

Es entſpinnt ſich zwiſchen beiden ein äußerſt pikanter Dialog. Der 

Prinz il. an Hel vom großen Frankenkönig zu vernehmen, daß er eigent⸗ 

lich gar kein Heiliger: ſet, troßdem er in Frankreich St. Charlemagne genannt 
werde, denn feine Kanoniſation 5 nur 5 ragen he eines exkommunſ⸗ 
zirten Gegenpapſtes erfolgt, der ſeine Papſtwürde wieder nur dem be Pein 
des exkommunizirten Kaiſers Barbaroſſa verdankt habe. Der kaiſerliche Prinz, 
der weder je von einem Gegenpapſte, noch vou dieſer wenig orthodoxen Hei 
ligſprechung Karls des Großen etwas gehört, ſagt Letzterem hierauf ganz 
treuherzig: „Aber davon hat meine Mutter mir ja nie etwas geſagt.“ „Ja, 
ja, erwidert ihm Kaiſer Karolus, Deine Mutter iſt eine ſehr gute und fromme 

Frau, aber von dieſen Sachen weiß fie nur ſehr wenig.“ 

Paris, 3. Febr. Die Prinzeſſin Baccioechi iſt geſtorben. 

— Die „Agence Havas“ veröffentlicht folgende Depeſche aus 

Algier vom geſtrigen Tage: Oberſt Sonnis, Oberkommandant 

in Laghuat, hat heute um 9 Uhr Morgens bei Ayn Wadhy 
einen Zuſammenſtoß mit 3000 Reitern und 800 Fußſoldaten 
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gehabt, welche der Tribus der Uled⸗Sidi⸗Scheiks angehörten. 
Oberſt Sonnis hatte 1200 Mann und ſchlug mit dieſen die 
Araber vollſtändig. Letztere führten viele Todte und Verwundete 
mit ſich fort und ließen 70 Todte auf dem Schlachtfelde. Dieſe 
glänzende Waffenthat wird die einen Augenblick gefährdet gewe⸗ 
jene Ruhe im Süden Algeriens wiederherſtellen. Auf franzöſi⸗ 
ſcher Seite wurden nur 2 Offiziere und 8 Mann verwundet. 
Oberſt Sonnis verfolgt den Feind in weſtlicher Richtung. Mar⸗ 
ſchall Mae Mahon wird am 4. d. in Algier zurückerwartet. — 
Ein Telegramm des „Gaulois“ aus Konſtantinopel meldet, daß 
der ruſſiſche Botſchafter, General Ignatieff, bei der türkiſchen 
Regierung gegen die Zuſammenziehung von Truppen an der 
Grenze von Beßarabien Einſpruch erhoben habe. 
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Madrid, 3. Februar. Die Karliſtenchefs Triſtani und 
Katuloni haben einen Einfall in Katalonien gemacht; zu ihrer 
Bekämpfung ſind von Barcelona Truppen abgeſandt worden. 

— Die ſchon lange in der Luft ſchwebenden Gerüchte von 
einer Umgeſtaltung der jetzigen Regierung in ein Direktorium 
haben in ſo fern Hefte Geſtalt angenommen, als eine der zuver⸗ 
läſſigſten Zeitungen, die „Epoca“, für die Nachricht verantwort⸗ 
lich iſt, daß die Regierung ſich einſtimmig zu dieſem vorläufi⸗ 
gen Auswege entſchloſſen habe. Wenn als die drei Männer, 
welche bis zur Ginjegung einer endgültigen Regierung die oberſte 
Staatsbehörde bilden ſollen, Serrano, Prim und Rivero bezeich⸗ 
net werden, ſo iſt dies wohl nur eine Vermuthung, welche jedoch 
deßhalb durchaus berechtigt iſt, weil eine andere Zuſammenſetzung 
nicht wahrſcheinlich wäre. Serrano und Prim haben die Macht 
in Händen und werden ſie nicht fahren laſſen, ohne ſie iſt da⸗ 
her der Dreimänner⸗Ausſchuß kaum zu denken. 
ſich jedoch, um die weiter vorgerückten Parteien zu verſöhnen 
und um nicht ein rein mititäriſhes Triumvirat zu bilden, einen 
echten Liberalen und Bürgerlichen zugeſellen, und hier hat Ri⸗ 
vero, der Demokrat und hochangeſehene Bürgermeiſter von Ma⸗ 
drid, den erſten Anſpruch zu erheben, zumal faſt überall im 
Lande der Wunſch ſchon lange laut geworden iſt, daß Rivero 
in das Miniſterium eintreten Hole Wenn weiter behauptet wird, 
daß durch die Bildung einer ſolchen oberſten Regierungsbehörde 
die republikaniſche Staatsform Wenndſäeic ſanktionirt werde, ſo 
iſt dies ein leeres Spiel mit Worten, denn die jetzt beſtehende 


Regierung iſt nicht minder eine republikaniſche und würde dies 


bleiben, bis das unentbehrliche Kriterium der Monarchie, der 
Monarch ſelber, vorhanden iſt. Auch dürfte es ſich wohl bald 
zeigen, daß die ſpaniſchen Republikaner in jener Umgeſtaltung 
der Regierung keinen Sieg ihrer Grundſätze erkennen würden. 
So viel aber würde jener ve; beweiſen, daß die leitenden 
Staatsmänner nicht an eine baldige Entwirrung der verwi⸗ 
ckelten Lage denken. Alles dies unker der Vorausſetzung, daß 
die „Epoca“ aus guter Quelle geſchöpft habe, was noch nicht 
unumſtößlich feſtſteht. Die „France“ behauptet ſogar, verſichern 
zu können, daß der Plan bis jetzt keinen Ki Boden hahe und 
u ſeiner Ausführung oder auch nur Annahme noch nichts ge⸗ 
Neben fei, wenn er auch bei einigen Mitgliedern der provijorie 
ſchen Regierung Anklang finde. 


Jtalie n. 

Florenz, 3. Februar. Die Deputirtenkammer hat ſich 
bis zum 17. d. vertagt. 

Rom. Der württemb. Bildhauer Kopf wurde in Rom 
widerrechtlich verhaftet, die deutſche Kolonie wandte ſich nun für 
denſelhen an den preußiſchen Geſandten, Herrn v. Arnim, mit 
folgender Adreſſe: 


Aeber Fritz Reuter * 


und die neue volksthümliche Dichtung hielt am Montag Herr Kreisrichter 
Budde einen Vortrag zum Beſten der Dlakoniſſen⸗Anſtalt. — Iſt es auch 
nicht möglich, den bedeutenden Vortrag auch nur annähernd vollſtändig wie⸗ 
derzugeben, ſo möge doch das Wichtigſte davon hier ein willkommenes 
Plätzchen finden. Fritz Reuter iſt ein demokratiſcher Dichter im beſten Sinne 
des Wortes, Fritz Reuter iſt ein Humoriſt im wahren Sinne des Wortes. 
Doch nicht in dem Sinne iſt er ein demokratiſcher Dichter, daß er unmit⸗ 
telbar das Volk in feinen Werken über das, was ihm Noth thut, belehrt 
und die ſozialen Schäden der bürgerlichen Geſellſchaft aufdeckt wie Eugen 
Sue, Victor Hugo, bei uns in letzter Zeit etwa Spielhagen es thun, ſon⸗ 
dern Fritz Reuter will, indem er das Volk zum Gegenſtand feiner Darftel- 
lung nimmt, daſſelbe vor feinem äfthetifhen Untergange retten. Es ift 
hierbei auch nicht gerade an tagelöhnernd Volk zu denken, ſondern unſer 
Dichter nimmt liebevoll zu Bauſteinen ſeiner Erzählungen alle die auf, die 
als zu geringfügige und allzugewöhnliche Typen der Geſellſchaft zumeiſt 
verworfen werden, Freilich finden wir dieſelben zumeiſt im kleinbürger⸗ 
lichen Leben, aber der Dichter bleibt hierbei keineswegs ſtehen, er nimmt den 
niedrigſten Knecht, wie den „Dorchleuchting“ als willkommene Objekte zur 
Darſtellung an, wenn nur beide ein gemeinſames Intereſſe, nämlich das 
der Originalitat irgendwie mit ſich verbinden. Inſofern vertritt Fritz Reuter 
in ſeinen Werken das demokxatiſche Prinzip und mit ihm, als dem Haupt- 
vertreter die moderne volksthümliche e Nur das Gedicht: „Kein 
Hüfung“ macht hiervon eine Ausnahme, es iſt aber gerade dieſes Werk in 
einer geit entſtanden, als der Dichter noch mit ſich ſelbſt im Unklaren war, 
und daſſelbe nur als eine elektriſche Entladung ſeines angeſammelten Un⸗ 
willens über die politiſchen Zuſtände feines engeren Vaterlandes Mecklen⸗ 
burg anzuſehen. Dieſelbe, wohlthätig wirkend, war recht eigentlich Urſache, 
daß feine übrigen Werke faſt durchweg von jeder tendenziöſen Parteifärbung 
freigeblteben find. Hierzu möchten wir jedoch bemerken, daß Fritz Reuter 
feiner Partei, der demokratiſchen Partei, gerade durch Weglaſſen der Ten ⸗ 
denzfarben mehr Vorſchub leiſtet, als je politiſche Romanſchriftſteller es 
thun konnten. Durch ſeine ee Behandlung des hier und da unter 
drückten Elementes in der Geſellſchaft wird unſer Gemüth ſtark genug er ⸗ 
wärmt, um unſre ſtete Theilnahme zu erwecken und die Urſachen der Un⸗ 
terdrückung, des Zopfes oder was es gerade iſt, in unſern gouvernementalen 
Verhältniſſen zu finden, ohne daß wir es ausgeſprochen hören. Die ftille 
Bitte klingt doch hervor und ſchlägt deſto eindringlicher an unſer Ohr. 
Andrerſeits iſt die erziehende Kraft ſeiner Werke, eine Reihe prächtiger 
Selbſtſpiegel, nicht zu gering anzuſchlagen, wenn man auch nicht fo weit 
gehen darf, in Fritz Reuter einen verſteckten Jakobiner zu wittern. (Eine 
derartige Vermuthung hörten wir allerdings in einer uckermärkiſchen adli⸗ 
gen Familie ausſprechen.) Ob der Dichter dieſen Zweck mit bei feiner kunſt⸗ 
vollen Darſtellung im Auge gehabt hat oder nur an letzterer ſeine Ge- 
nüge findet, das thut hierbei nichts zur Sache. Doch meinen wir, auch 
Fritz Reuter wird das Horaziſche: omne tulit punctum, qui mis euit utile 
dulei beherzigt haben. 

Mußten wir hier über die von dem Vortragenden dem Wirken des 
Dichters etwas zu eng geſteckten Grenzen hinausgehen, ſo können wir uns 
um jo mehr dem folgenden Theil des Vortrages anſchließen. 

Fritz Reuter iſt ein Humoriſt von Gottes Gnaden. Gewiß, er hat den 
echten Humor. Aber worin beſteht dieſer echte Humor und wie ſchafft der⸗ 
ſelbe? An einem vortrefflichen Beiſpiele wird dies uns von dem Vortra⸗ 
genden ungefähr ſo klar gemacht. 

Der Dichter Hoffmann, er ſelbſt oder ein Gebilde ſeiner Phantaſie ſchaut, 
durch Krankheit ans Zimmer gefeſſelt, aus ſeinem Erkerſtübchen mit einem 


| 


Freunde auf das Wogen und Treiben des Jahrmarkts, welchen man bequem 
uͤberſehen kann. 

Der Dichter, durch irgend etwas Eigenthümliches an einer der Geſtal⸗ 
ten mitten im Gewühl gefeſſelt — ſein Auge gehört freilich dazu, um es 
herauszufinden — macht ſeinen Freund darauf aufmerkſam und fängt an, 
dieſelbe zu beſchreiben. Unvermerkt bekommt aber die Geſtalt, an deren 
äußeren Umriſſen nichts geändert wird, bei dieſer Schilderung einen Inhalt, 
der an und für ſich der betreffenden Individualität genau entſprechen muß, 
in Wirklichkeit aber kaum oder gar nicht vorhanden iſt. Man ſieht, wie die 
Figur aus der Menge, in der fie ſonſt verſchwinden würde, ſcharf und cha⸗ 
rakteriſtiſch hervorgehoben von des Dichters ſchaffender Hand ein neues Le⸗ 
ben erhalten hat. Der Dichter am Fenſter fährt fort, weitere Perſonen fei- 
nem lauſchenden Freunde zu ſpezialiſtren, getreu dem Gothe ſchen Wort: 
„Greift nur hinein ins volle Menſchenleben.“ Freilich mit dem Griff ins 
volle Menſchenleben ift es nicht allein gethan, auch die genaueſte Porträti- 
rung einer typiſchen Perſönlichkeit thut's nicht, wenn nicht der Dichter im 
Stande iſt, mit dem ihm gegebenen himmliſchen Funken friſches Leben in 
der todten Maſſe hervorzurufen. Ein merkwürdiger Widerſtreit, der hier 
zwiſchen Form und Inhalt, Beſchränktheit und Breiheit, Endlichkeit und Un⸗ 
endlichteit vor ſich geht, gleichwohl muß er, ſollen anders originelle Charak- 
tere geſchaffen werden, zum Austrag gebracht werden. 

Felt Reuter macht dies an ſich wahr. Innerhalb des gegebenen engen 
Rahmens vertieft er ſich in liebevoller Hingebung zu ſeinen Gebilden, er 
ſchafft aber dafür, wo und wie Niemand vor ihm zu deln im Stande war. 
Wie ſchon erwähnt, hält er ſich an die kleinbürgerliche Welt ſeiner Heimat; 
e e wie ſämmtliche Honoratioren des Ortes, Geiſtliche und Junker 

nd ſeine beliebteſten Perſonen. Die bekannten Schwächen des Spießbürgers, des 
Lehr- u. geiſtlichen Standes, der Junker, werden in Folge der eingehenden, hingeben ⸗ 
den Behandlung humoriſtiſch dargeſtellt. Seine Werke ſind Satyren, aber ihr 
verletzender Stachel iſt durch die liebevolle, gute Meinung, die ſich in ihnen 
ausſpricht, abgebrochen. Daher kommt es, daß Fritz Reuter in feiner Hei⸗ 
math ſo gern geleſen wird und beliebter iſt, als anderwärts. Das plattdeutſche 
Idiom, deſſen ſich der Dichter bedient, trug hierzu bei, doch geben beſondere 
Mundarten volksthümlichen Dichtungen nur in zweiter Linie Werth. 

Ueber Fritz Reuter und ſeine Werke haben Spielhagen, ein Landsmann 
(Stralſund) und in letzter Zeit Otto Glagau nah Vor letzterem 
warnt einigermaßen der Vortragende, der zum Schluß den Inſpektor Brä- 
ſig, eine der gelungenſten Geſtalten Reuters, vorführte. 


Die Heere des Feſtlandes. 

Unter obigem Titel bringt die „Times“ einen leſenswerthen, 
wenn auch hin und wieder an irriger Auffaſſung leidenden Ar⸗ 
tikel „von einem militäriſchen Korreſpondenten“, aus dem die 
„Engliſche Korreſpondenz“ das Weſentliche in Folgendem zus 
ſammenſtellt: 

Mit ungewöhnlichem Intereſſe erörtert me en in ganz Europa 
die Frage: Krieg oder Frieden? Nicht etwa weil Griechenland ſeine Selbſt⸗ 
beherrſchung verloren hat, weil Frankreich ſich nach einer Grenzregullrung 
umſieht, oder weil Preußen mit dem Gedanken umgeht, den Main zu über⸗ 
schreiten, ſondern weil die öffentliche Meinung anſcheinend das dunkle Gefühl 
hat, Europa ſei aus dem Gleichgewichte gekommen und könne nicht ohne ei ⸗ 
nige Erſchütterungen wieder in die richtige Bahn gelangen. Zwar wünſchen 
die Völker den Frieden, aber das Jahr 1866 a das Eis 8 und die 
ei andauernden Schwankungen deuten auf einen ſchrecklichen Zuſammen⸗ 
turz. Die militäriſche Stärke der einzelnen Nationen iſt unter ſolchen Um⸗ 


Sie müſſen 


ſolchen Rechtsunſicherheit der 
wenden ſich des 
nöthigen Schritte zu thun, da 
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„Die in Rom verweilenden Deutſchen find entrüſtet darüber, daß ein 
unbeſcholtener, ſeit langen Jahren hier anſäſſiger Landsmann, Herr Bild⸗ 
hauer Kopf, auf mehr als zweifelhafte Anſchuldigungen hin aus der Mitte 
feiner Familie geriſſen und mit gemeinen Verbrechern zuſammen eingeſperrt 
worden iſt. Sie ſind überzeugt, daß Ew. Excellenz den Willen haben, einer 
— * im Auslande entgegen zu treten, und 

enz mit der vertrauensvollen Bitte, die 
5 1 errn Bildhauer Kopf von den römiſchen 
Behörden volle Genugthuung für jene Kränkung feiner Ehre geleiſtet werde.“ 

4 10101 am Tage nach der Zuſtellung erwiderte Herr v. Arnim 
wie folgt: 

„Ich habe geſtern die Ehre gehabt, die Adreſſe zu 
reiche Herren aus allen Theilen Deutſchlands an wich gerichtet haben, um 
ihre lebhaften Sympathien für einen geachteten Landsmann an den Ta 
legen, welcher das Opfer trauriger Mißgriffe geworden iſt, die im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen mit den Traditionen der Gaſtfreundſchaft, von denen ſich die 
päpſtliche Regierung bisher in ihrem Verhalten gegen die in Rom anal 
gen Deutſchen meiſtens hatte leiten ya Gleichgeltig hat mir die könig⸗ 
lich württembergiſche Regierung den Wunſch ausgedruͤckt, daß ich die Be⸗ 
mühungen ihres hiefigen Herrn Konſulats⸗Verweſer zu Gunſten des Herrn 
Kopf unterſtützen möge. Ich weiß, daß ich vollſtändig im Sinne meiner 
Regierung handeln werde, wenn ich mich beſtrebe, dem Vertrauen zu ent⸗ 
ſprechen und es wird mir zur beſonderen Freude gereichen, in aa 

eiſe einen Konflikt zu löſen, welcher die hieſige deutſche Kolonie in jo ger 


rechte Aufregung verſetzt hat.“ 
Es it erfreulich, daß Herr v. Varnbüler a alldem“ ſich 
at. 


direkt mit Herrn v. Arnim in Verbindung geſetzt 

„e le man der „Agence Havas“ aus Rom ſchreibt, 
trifft dort fortwährend Munition für die päpſtliche Armee ein. 
Seit dem 18. Januar waren 125 Kiſten mit Flinten, Patro⸗ 
nen und anderen von den katholiſchen Komites abgeſandten Ges 
genſtänden eingetroffen. Der Effektivbeſtand der päpstlichen Armee 
iſt jetzt ungefähr 16,000 Mann, wovon die Hälfte etwa Römer 
und Italiener ſind. Man ſpricht in dieſer Armee nicht weniger 
als 17 verſchiedene Sprachen. 


Großbritannien und Irland. 

London, 2. Febr. Das Parlament wird am 16. d. M. 
zufammentreten, und der Premier-Minifter hat ſchon an die ein⸗ 
zelnen Mitglieder die Bitte gerichtet, an jenem Tage im Haufe 
der Gemeinen zu erſcheinen, da über die Antworts⸗Adreſſe au 
die Thronrede zu berathen ſei und „in ſehr kurzer Zeit darau 
Angelegenheiten von großer Wichtigkeit dem Parlamente vorge⸗ 
legt werden.“ 

London, 4. Februar. Oberſt Henderſon iſt zum Chef 
der hieſigen Polizei ernannt worden. 


Dänemark. 
— Biſchof Monrad, der von den Eingebornen auf Neu⸗ 
Seeland erſchlagen worden ſein ſollte, hat unterm 2. Dez. nach 
Kopenhagen gemeldet, daß ihm bis dahin kein Leid angethan 


worden ſei. 
i Schweden und Norwegen. 
— Die „Korreſpondanee de Stockholm“ giebt folgende Dar⸗ 


alb an Ew. Exce 


ſtellung des neuen ſchwediſchen Armeeplanes⸗ Die ſchwediſche 


Armee wird auf dem Friedensfuße 36,000 Mann, auf dem 
„kleineren Kriegsfuße“ 62,000 

Kriegsfuße“ 100,000 Mann um 
a de rk und Rekruten, zuſammen etwa 50,000 Mann, 
erner die Reſerve (welche zur Lokalvertheidigung beſtimmt iſt, 
darunter inbegriffen die Garniſonen der Feſtungen) mit 20,000 
Mann, und endlich der Landſturm, welcher zu 100,000 bis 
120.000 Mann veranſchlagt wird. Der aktive Dienſt ſoll ſieben 
Jahre dauern, davon 3 Jahre als Rekruten und Ergänzungs⸗ 
mannſchaften und 4 Jahre als erſtes und zweites Aufgebot (zum 
kleineren und zum größeren Kriegsfuße). Alsdann folgt ein 
dreijähriger Dienft in der Reſerve, und darauf ein 10 jähriger 


2 um ſo mehr der Betrachtung werth, als 
ahrſcheinlichkeit abnehmen läßt, welche Völker im Gefühle der zeitigen 
Schwäche r ya dem Frieden zuneigen werden. 

An erſter Stelle unter den möglichen Kriegführenden iſt Frankreich zu 
nennen, hauptſächlich deshalb, weil es neben feiner ſtattlichen Armee eine 
Flotte beſitzt, die nur der engliſchen nachſteht. Wenn man die Nationalgarde 
mit in Anſchlag bringt, ſo iſt es unzweifelhaft, daß Frankreich eine tüchtige 
Feldarmee von 500,000 Mann hinausſenden könnte. Die geſammte Infan⸗ 
terie derjelben iſt mit Hinterladern eic die, obſchon in einigen Punkten 
mangelhaft, doch ganz n den preußiſchen Zündnadelgewehren überlegen 
ſind. Hinter dieſem erſten Treffen würde die mächtige Linie von Reſerven 
aufmarſchiren, die ebenfalls mehr oder minder tüchtig ausgerüſtet find. Im 
Laufe eines kurzen Feldzuges könnte eine Million Franzoſen unter die Waffen 
gebracht werden. Da man allgemein annimmt, daß Kaiſer Napoleon das 
Signal zum Kampfe geben werde, ſo iſt auch zu erwarten, daß alle Voran⸗ 
ſtalten zeitig getroffen werden dürften, und Preußens 


1 g roße Schnelligkeit in 
Konzentrirung feiner Korps würde ihm in dieſem Falle Due % Vortpeile 


an die Hand geben, welche es im Feldzuge von 1866 zur Geltung bringen 
konnte. Frankreich hat ſich neuerdings ſehr darauf verlent, die Kunſt, Dante 
ſchaften und Geſchütze im Felde zu decken, weiter auszubilden. Die Verwen⸗ 
dung von Tirailleuren it ſor fältig ſtudirt und entwickelt worden, und die 
militäriſche Gewandtheit der 1 — öſiſchen Soldaten, die faſt als Naturanlage 
bei ihm erſcheint, lehrt ihn, das Zerrain feines an in gründlichſter 
Weiſe zu ſeinem Vortheile auszunutzen. Dabei beſitzt er einen Schatz von 
Selbstvertrauen und Zuverſicht, der bei einem Kämpfer vom größten Werthe 
fu Daneben liegt allerdings auch der Fehler der Uebereilung und der Vor⸗ 
liebe für Lärm und Getümmel und unnütze Munitionsvergeudung, und be 
KON letztere iſt bei einem Hinterladungsgewehre eine nicht geringe Gefahr. 
ie Führer der franzöſiſchen Armee haben daher auf dieſe Eigenſchaft Rück⸗ 
cht genommen, durch Einführung von ng em Salvenfeuer und Ein 
hränfung des Schießens in der Tirailleurkinie auf eine beſtimmt angegebene 
Anzahl Patronen die e der Truppen in der Hand zu behalten. 
Die Feldartillerie ſteht auf dem Durchschnitte der Tüchtigkeit, und ihre Ver⸗ 
wendung wird von der Geſchicklichkeit der einzelnen Kommandirenden abhän⸗ 
gen u Bezug auf das Material iſt fie ger, als die preußiſche, und 
n den letzten Jahren find keine nennenswerthen Veränderungen mit ihr vor⸗ 
genommen worden. Ueber die Mitrailleuſe Gy dalpebe ie viel Lärm gemacht 
worden. Dieſelbe iſt ein leichtes Geſchütz mit 37 Läufen, wird von hinten geladen 
und kann nach Belieben ihre Schüſſe langſam oder ſehr ſchnell nach einander 
abgeben. Sie mag für die Vertheidigung von Brücken, Thorwegen, überhaupt 
alles, was unter den Begriff Defils Fällt, 
als Wallbüchſe oder ſonſt zur Grabenvertheidigung in Feſtungen mit der Zeit 
allgemein eingeführt werden. Doch wird ihr Nutzen als Feldgef ütz ſchwer⸗ 
lich im Verhältniſſe zu den nöthigen Transportmitteln ſtehen. Eistee 
hat ſie die beabſichtigte Wirkung, einen unbeſtimmten Echten zu erzeugen, 
erfüllt und wird wahrſcheinlich auch zu dieſem Zwecke in den Feldarmeen 
Kontinents adoptirt werden, Die franzöſiſche Armee wird im Frühjahre mit 
da ee e kam an g ſein. für 
„„Das preußiſche Heer hat ſich in der letzten Zeit lebhaft mit Planen 
militäriſche Verbeſſerungen beſchſe Das He ku beiber 
halten, weil die Einführung einer neuen N zu koſtſpielig ſein würde und 
der Soldat zu dem jetzigen Vertrauen hat. Die taktiſche Geſechtsformolien 
der Infanterie wird ſelbft von vielen preußiſchen Offizieren ſcharf getadelt. 
Den Oeſterreichern gegenüber und unter der Deckung des Schnellfeuers that 
dieſelbe vollſtändig den Dienſt, allein das Kompagnie⸗Kolonnenſyſtem w 
die Mannſchaften leicht in verwirrender Weiſe durcheinander, was das Sam. 


meln nach einem abgeſchlagenen Angriffe und die neue Formirung wieder 


erhalten, welche zahl⸗ | 


rr 


fi Hare mit einiger 


vorteilhaft genug fein und dürfte 


Dienft im Landſturme. Auf dem Friedensfuße wird die Armee 
„ pCt. auf dem kleineren Kriegsfuße 1 pCt., und auf dem 
Kanten Kriegsfuße 2, pCt. ausmachen. Die Ergänzungsmann⸗ 
chaften und die Reſerve werden je 1 pCt. und der Landſturm 
3 pCt. der Volksmenge betragen. Die ganze bewaffnete Stärke 
Schwedens wird hiernach 7½ pCt. der Bevölkerung umfaſſen, — 
ein Verhältniß, welches kaum in irgend einem anderen europäi⸗ 
ſchen Lande erreicht wird. Von Seiten Norwegens rechnet Schwer 
den im Kriegsfalle auf ein aktives Hülfskorps von 20,000 Mann. 
Rußland und Polen. 

Petersburg, 3. Februar. Ein kaiſerlicher Ukas ertheilt 
einer Privatgeſellſchaft die Genehmigung zum Beginn der Ni⸗ 
vellirungsarbeiten für die zwiſchen dem Kaspiſchen Meer und 
dem Aralſee projektirten Eiſenbahnbaulinien. 

Afrika. 

Alexandrien, 3. Februar. Der Prinz und die Prin⸗ 
zeſſin von Wales find heute früh hier angekommen und Mittags 
nach Kairo weiter gereiſt. 

Amerika. \ 

Newyork, 21. Jan. Baron Gerolt, der deutſche Bundes. 

geſandte, und Mr. Seward arbeiten einen neuen Vertrag zwiſchen 


den Vereinigten Staaten und dem Norddeutſchen Bunde 


aus. Es wird beabſichtigt, einen Norddeutſchen Bundesbeamten 
in Newyork zu ſtationiren, der in Verbindung mit einem dieſer⸗ 
behufs ernannten Beamten der Vereinigten Staaten und unter⸗ 
ftügt von einem Kommiſſärkollegium die Intereſſen norddeutſcher 
Auswanderer wahrzunehmen hat. — Gerüchtweiſe verlautet, 
daß der Exkönig von Hannover ſeinen hier weilenden getreuen 
on ieren bedeutende Summen Geldes geſchickt habe, um hier 
ein Freikorps zu bilden, und ferner verlautet gerüchtweiſe, 
daß die Herren Offiziere ihre Verſammlungen in Philadelphia 
abhalten, um die Gelder einſtweilen in Kliquot Veuve und an⸗ 
deren Marken Champagner anzulegen. — Als bezeichnend für 


die Urzuſtände in Vermont mag es gelten, daß ein dortiger 


Zeitungsverleger anzeigt, er ſei bereit, für Abonnement und 
Anzeigen alle Arten Gemüfe zu nehmen, mit Ausnahme von 
Bohnen, welche er ihrer Unverdaulichkeit wegen nicht vertragen könne. 

Vom Kriegsſchauplatze in Paräguay berichtet die am 
2. Februar in Southampton eingelaufene braſilianiſche Poſt 


Folgendes: 
Am 21. Dezember begann der Kampf, in dem die Brafilianer zum 
Sturm gegen die Verſchanzungen der Paraguiten auf den Höhen von Lomas 
alentinas, neun Meilen von Villeta vorgingen. Die Vertheldiger der 
te zählen 7000 Mann mit 50 Geſchützen, während die Brafilianer mit 
18,000 Mann angriffen. Die ganze Nacht durch wüthete der Streit und 
Brafilianern fielen 16 Kanonen und 650 Stück Vieh in die Ba 
Vom 22 — 26. dauerte das Bombardement gegen Angoſture und Lomas 
Valentinas fort. Lopez weigerte die Uebergabe und erklärte feinen Entſchluß, 
araguy bis aufs Heußerfte zu behaupten. Am 27. wurde feine Stellung 
don 6000 Allitrten im Rücken angegriffen und es regnete Kugeln auf Lomas 
Valentinas. Bei einem neuen Sturme wurde ein Hauptwerk der Schanzen 
nommen und Lopez zog nach dem Walde zu ab und erreichte Lombas mit 
9 500 Mann Kavallerie, indeß der Reſt ſeines Heeres in Angoſtura ein ⸗ 
8 Hoffen war. Marſchall Says forderte den Diktator, der auch in Lombas 
An. war, zur Kapitulation ab, und beabſichtigte am 28. den Ort zu 
— — — er n 


Vom Landtage. 
43. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Berlin, 4. Februar. Eröffnung um 10%, Uhr. Am Miniſtertiſch 
v. d. Heydt und Graf Eulenburg. — Der vom Abg. Schulze (Berlin) 
eingebrachte Geſetzentwurf, betreffend die privatrechtliche Stellung von Ver⸗ 
einen wird zur Vorberathung im Plenum geſtellt. — Referent Abg. 
rancke berichtet im Namen der verſtärkten Kommiſſion für das Gemeinde 
weſen über das Geſetz, betr. die Verfaſſung und Verwaltung der Städte 

und Flecken in der Provinz Schleswig ⸗Holſtein. 


ſehr erſchwert. Das Schanzen und die Herſtellung von 5 
im offenen Terrain wird in Preußen nicht ſo viel geübt, wie be 
dofen dagegen legen ſich die Mannſchaften nieder und laſſen beim Anſchlage 
ag Gewe r auf einer gabelförmigen Stütze ruhen. Es iſt bemerkenswerth, 


er Deckung 


e waren, während Kavallerie⸗Angriffe bei gleicher Stärke der zu. 
dummen henden Truppen meiſt ungünſtig ausfielen. () Dabei arbeitete auch 
ie Artillerie nicht beſonders, während die öſterreichiſche Artillerie nach der 
hen eigenem Geſtä vortrefflich bedient und geleitet war. Es iſt 
er allerdings binzugufügen, daß ein beträchtlicher Theil der preußi⸗ 
Ihen Feldartilferie 1 
Blgezeben worden ſi 
1 


e Land 


affen. 

deffen die preußischen Häfen und Küſten im Kr Hague von 
Fee ausgeſetzt find, jo iſt die Artillerie⸗Kommiſſion ſehr durch wiſ⸗ 
{enf aftliche Verſuche mit ſchweren Geſchützen in Anſpruch genommen, ohne 
Mi man Nic) bis zur Stunde noch endgiltig entſchieden hätte. Das Genie- 
beide iſt ebenfalls ſtark an der Arbeit. Für Landbefeſtigungen bleibt man 
ei dem deutſchen Polygonal⸗Syſteme mit detachirten Forks und Kaponieren 

r Grabenvertheidigung. Der Nachtheil der Kaponiere, einer Art von bon. 
enfeſtem Blockhaus jenſeit des Grabens, iſt der, daß in dieſelbe leicht durch 


. direktes Feuer der Granaten Breſche gelegt werden kann. Nützlich wird 


erſt, wenn die Belagerer am Graben angelangt ſind, und ſo iſt man denn 
di. Preußen auf die Idee gekommen, eine bewegliche Kaponiere herzuſtellen, 
ie, mit Gatlings-Geſchützen oder Mitrailleuſen bewaffnet, erſt vorgeſchoben 
N rd, wenn es wirklich zum Sturm kommt. Verſuche hat man mit diefer 
zuen Einrichtung noch nicht gemacht. Die Leidenſchaft der preußiſchen Re⸗ 
erung, heimiſchen Erfindungsgeiſt zu ermuthigen und zu unterſtützen, be⸗ 
wadet ſich in einer ſeltſamen Konſtruktion auf dem Schießplatze zu Tegel, 
bauch nach dem Plane des Magdeburger Gruſon, eines tüchtigen Eiſenfabri⸗ 
gap aufgerichtet worden iſt. Gruſon hat gute gekehlte Eiſengeſchoſſe an⸗ 
tion gt, allein die genannte eiſerne Konſtruktion zur Deckung eines Poft- 


augeſchügzes iſt zu koſtſpielig für zwei und beſitzt außerdem den Nachthell, 
Mi) 105 — 11 5 der Schlehehante hervorragende 5 närbung durch 
40, pfündige Bomben zum Schweigen 


0 ie N geprachk werden könnte, indem 

f ch eßſcharte und Mündung vollſtändig mit Erde verſtopft würden. Die Er⸗ 

ülterung beim Abfeuern des Geſchützes iſt außerdem ſo bedeutend, daß fie 
die Artilleriſten im Innern geradezu gefährlich wird 

Daß unter dem 7 — der allgemeinen Dienſtpflicht Preußen im 


ein Krie 
Wuhan, als 
wieder en mehr oder 


Deſterr 
H ih 
do e Fate Geiſt unter der Majorität des Volkes 
führt und derſelbe würde ſich bald genug bemerklich 9560 5 
eutſchen Armee beträgt auf dem Papiere etwa 200,000 Mann. Der Nord- 


unte. All 


den Fran⸗ 


| 


| 


bei der Rundreiſe des Cz 


3 


Die Vorlage iſt durch die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, 
welche die Stellung der betreffenden Magiſtratsbeamten verändert hat, durch 
die Gewerbefreiheit und Freizügigkeit, welche dem bisherigen Bürgerrecht 
die Grundlagen genommen bat, hervorgerufen und lehnt ſich an die Städte⸗ 
ordnung vom 30. Mat 1853 für die ſechs öÖftlihen Provinzen an. 
Die Kommifion hat ſich im Allgemeinen dahin entſchieden, daß die erwähn⸗ 
ten Eigenthümlichkeiten zur geſetzlichen Sanktionirung zu befürworten ſeien. 
Diefe ſind: 1) das Stimmrecht der Bürger bei den Wahlen der Magiſtrats⸗ 
mitglieder, fo wie — ſtatt der Anwendung bes Drei⸗Klaſſenſyſtems — bei 
den Wahlen der Stadtverordneten, 2) das gemeinſame Wirken des Ma⸗ 
giſtrats und der Stadtverordneten in vereinigten Verſammlungen, 3) die 
eingreifendere Thätigkeit der ſtadtiſchen Kommmiſſtonen, 4) die umfaſſen⸗ 
dere Bedeutung des Lokalſtatuts. — Abgeſehen von einigen weniger erheb- 
lichen Punkten, find zwiſchen dem Regierungs⸗Kommiſſar und der Kommiſ⸗ 
ſion hauptſächlich 3 Differenzen beſtehen geblieben: 1) wegen der Wahl des 
Beigeordneten und des Bürgermeiſters durch die Bürgerſchaft, ſowie wegen 
der Form der Beſtätigung des letzteren (8 32, 33); 2) wegen der Entſcheidung 
der Regierung im Falle eines Diſſenſes zwiſchen den ſtädtiſchen Kollegien 
($ 53), 3) wegen der Einwirkung der Regierung auf die Beftfegung der 
Beſoldungen (8 77). — Die Kommiffion beantragt die betr. SS fo zu faſ⸗ 
fen: $. 31. Sämmtliche Mitglieder des Magiſtrats werden von der wahl. 
derechtigten Bürgerſchaft in gleichem Verfahren, wie ſolches für die Wahl 
der Stadtverordneten vorgeſchrieben iſt, gewählt 20. -$ 32. Der Bürger ⸗ 
meiſter und der Beigeordnete bedürfen der Be — In Städten von 
mehr als 10,000 Einwohnern ſteht dieſe dem Könige, in kleineren Städten 
der Regierung zu. 8 33. Wird die Beſtätigung verſagt, fo wird zu einer 
neuen Wahl geſchritten. Wird auch dieſe nicht beſtätigt, oder die Vornahme 
der Wahl verweigert, fo iſt die Regierung berechtigt, die Stelle einftweilen 
auf Koſten der Stadt kommiſſariſch verwalten zu laſſen, bis eine zur Be⸗ 
ſtätigung geeignete Wahl getroffen iſt. Im Falle die Beſtätigung verſagt 
wird, And die Gründe der Verſagung dem Magiftrat und der Stadtver- 
ordneten⸗Verſammlung anzugeben. $ 53. Iſt bei ſolchen Angelegenheiten 
der ſtädtiſchen Verwaltung, welche einer gemeinſchaftlichen Beſchlußfaſſung 
bedürfen, ein Kommunalbeſchluß auch durch wiederholte Berathung nicht 
zu Fee fo bleiben die zur Beſchlußfaſſung geftellten Anträge auf ſich 
beruhen. 

Der Schlußſatz der Regierungsvorlage: „es müßte denn fein, daß aus 
dringenden Gründen die Angelegenheit in der bisherige Lage überhaupt nicht 
verbleiben kann. In einem Falle der letzteren Art kann die Regierung auf 
Antrag des Magiſtrats oder des Stadiverordneten-Kollegit eine bis zur er · 
folgenden Einigung beider Kollegien wirkſame Entſcheiduug treffen“, ift von 
der Kommiſſion geſtrichen worden. 3 77. Die Gehälter und ſonſtigen 
Dienftbezüge der Magiſtrats Mitglieder, fo wie aller übrigen Ge⸗ 
meinde-⸗ Beamten ꝛc. find durch Gemeindebeſchluß mit Genehmigung 
der Regierung vor Einführung dieſer Städte- Ordnung zu regeln. Spätere 
Aenderungen ſind jedesmal vor der neuen Wahl zu der betreffenden Stelle 
in gleicher Weiſe feſtzuſtellen. — Der Schlußfatz der Regierungsvorlage: 
„Die Regierung iſt in Bezug auf alle beſoldeten Gemeindeämter jederzeit 
ebenſo befugt, als verpflichtet, zu verlangen, daß für dieſelben die im Inter- 
eſſe des Dienſtes erforderlichen Beſoldungsbeträge bewilligt werden“, iſt von 
der Kommiſſion geſtrichen worden. — Auf die übrigen unweſentlicheren 
Aenderungen kommen wir in der Spezialdebatte zurück. 

Ref. Francke begrüßt den Entwurf, deſſen Nothwendigkeit er auch durch 
die e der für Holſtein geltenden Städte» Ordnung vom 
11. Februar 1854 in Folge der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
motivirt, als durchaus zweckentſprechend, da derſelbe den hervortretenden 
Mängeln abhelfe und dabei doch dasjenige konſervire was ſich bisher in 
der Städteverwaltung bewährt habe. Die einzigen Punkte, in denen die 
Kommiſſton ſich mit der Regierung nicht habe einigen können, ſei 0 die 
Wahl der Beigeordneten und des Bürgermeiſters durch die Bürgerſchaft 
ſowie die Form der Beſtätigung des letzteren, 2) die Entſcheidung der Re⸗ 
glerung im Fall eines Diſſenſes zwiſchen den ſtädtiſchen Kollegien, 3) die 

inwirkung der Regierung auf die Feſtſetzung der Beſoldungen — doch ſei 
zu hoffen, daß auch hierüber eine Einigung erzielt werde. 


Der Präſident verließ hierauf eine unendlich lange Reihe von Amen ; 
dements zu einzelnen Paragraphen des Entwurfs, deren Wiedergabe wir 
uns für die Spezialdebalte vorbehalten. — Abg. Hagen beantragt, die 
Vorlage nebſt den Amendements zur Berichterſtattung über die letzteren in 
die Kommiſſion zurückzuverweiſen. — Abg. Graf Schwerin iſt dagegen, 
da hierdurch das Geſetz in dieſem Jahre nicht mehr zur Erledigung kommen 
würde und das ſei im Intereſſe der Provinz lebhaft zu beklagen. Sollte 
das Haus nicht in der Lage ſein, die große Menge der Amendements zu 
überſehen, jo würde er eventuell beantragen, die Sache heute abzuſetzen und 
in der nächſten Sitzung zu verhandeln. — Der Referent ſchließt 1 dieſen 
A5 an, worauf der Antrag Hagen mit großer Majorität abge 

ehnt wird. 

Es wird hierauf ſofort die Spezialdebatte eröffnet, und werden 


$ 1 bis 6 ohne Diskuſſton angenommen. Gegen $ 7, Erwerb des Bürger- 
rechts, nimmt das Wort 


Abg. Waldeck: Es ſei eigentlich ſelbſtverſtändlich, daß jeder ſelbſtſtän⸗ 
dige Gemeindeangehörige das Bürgerrecht . na deſſen ftelle man für 
die Erwerbung des legteren noch befondere Bedingungen und namentlich 
einen Zenſus (von 200 bis 500 Thlr.) auf, der über den von der Manteuf- 
fel ſchen Geſetzgebung normirten (300 Thlr.) noch hinausgehe. Solche bes 
rechtigte Eigenthümlichkeiten gönne er Holſtein nicht; ſelbſt wenn diefelben 
bereits beſtanden, müßten ſie ausgemerzt werden, hier aber — wo man ſie 
erſt ſchaffen wolle — ſei es Pflicht des Abgeordnetenhauſes, fein Nein ent⸗ 
gegenzuſetzen. 

Abg. Gr. Schwerin hält die Beſeitigung des Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtems 
für einen weſentlichen Fortſchritt, und daß nicht das allgemeine gleiche 
Wahlrecht an deſſen Stelle geieht, ſei, für keinen Vorwurf. Im Intereſſe 
der Freiheit ſei das allgemeine Wahlrecht nicht erforderlich, vielmehr ſei es 
unmöglich, dauernde Zuſtände auf ein ſolches Syſtem zu gründen. Er habe 
das bereits anläßlich der Reichstagswahlen ausgeſprochen, die Bedenken 
ſeien noch viel gewichtiger bei den Kommunalwahlen. Hier müffe ein Zen⸗ 
ſus feſtgeſetzt werden; ob die Norm der Vorlage gerade die richtige et, 
darüber laſſe ſich vielleicht ſtreiten, er werde aber, fo lange andere Vorſchlaͤge 
nicht vorliegen, für die Vorlage nicht ſtimmen. 

Abg. v. Hennig beantragt, den Zenſus im Mazimum auf 300 Thlr. 
normiren. Bei politiſchen Wahlen ſei allgemeines gleiches Wahlrecht berech⸗ 
tigt, zu den kommunalen aber könne nur zugelaſſen werden, wer zu den 
Kommunallaſten direkt beiträgt. Der Benfus von 500 Thlr. ſei jedoch in 
den meiſten Fällen zu hoch gegriffen. 

Abg. v. Dieſt: Man darf nicht mit Waldeck eine Gemeindeordnung 
für den ganzen Staat nach einer Schablone aufſtellen; es genügt, ſich über 
die Grundlagen au verſtändigen, die Einzelheiten aber den Provinzen nach 
ihren Eigenthümlichkeiten zu überlaſſen. Mit feiner Anſicht über das all⸗ 
gemeine gleiche Wahlrecht wird Waldeck wohl hier im Hauſe ziemlich ver⸗ 
einzelt ſtehen, wenigſtens wird Niemand, der das kommunale Leben kennt, 
einen Aufbau der Zuſtände auf dieſer breiteſten Grundlage wünſchen. 

Eine Reihe ſchriftlich eingebrachter Amendements wird verleſen, in Be⸗ 
treff derer wir auf die ſpätere Abſtimmung verweſſen müſſen. 

Abg. v. Hoverbeck: Wenn wir für die auf die Herabſetzung des 
Zenſus gerichteten Amendements ſtimmen werden, fo geſchieht es nur, weil 
wir darin wenigſtens eine relative u Heu der Vorlage erblicken. Mit 
dem Abg. Waldeck halten wir jenen Zenſus für verwerflich. Wenn dem 
Abg. Schwerin ein ſolcher im Intereſſe der Freiheit als nöthig erſcheint, ſo 
mag er Recht haben bezüglich der Freiheit der Wohlhabenden; für alle Ue⸗ 
brigen, welchen durch den Zenſus von der Wahl ausgeſchloſſen werden, be- 
deutet er die ärgſte Unfreiheit. 

Abg. Hänel erklärt, daß im § 7 von einer Erhaltung ſchleswig⸗hol⸗ 
ſteiniſcher Eigenthümlichkeiten gar nicht die Rede ſei, ſondern daß er ein 
anz neues Recht ſchaffe. Bisher ſei in Schleswig⸗Holſtein ein gewaltiger 
nterſchied zwiſchen Bürgern und Schutzbefohlenen geweſen; faſt die ge⸗ 
ſammte Intelligenz % von der Theilnahme an den Wahlen ausgeſchloſſen 
geweſen. — Alle dieſe Eigenthümlichkeiten, die er keineswegs für berechtigt 
halte, würden Ver — Für ein allgemeines Wahlrecht bei den Kommit- 
nalwahlen ſei er nicht, und ſtehe in dieſer Beziehung durchaus auf dem 
Standpunkte des Grafen Schwerin. Der Kommiſſtonsvorſchlag ſei jeden⸗ 
falls eine Verbeſſerung des bisherigen Zuſtandes und für ihn akzeptabel. 

Abg. Hagen ſteht prinzipiell auf dem Standpunkt Waldecks. Da⸗ 
durch, daß man einer einzelnen Provinz eine fo abweichende Stadteordnu 
gebe, fördere man nicht ihre Verſchmelzung mit dem ganzen Staate. Auch 
gegen den Zenſus müſſe er ſich erklaren, wie gegen die Beſtimmung des 

eſetzes, wonach Jemand, der vor längerer Zeit eine Armenunterſtützung 
empfangen hat, nicht ſtimmberechtigt ſein ſoll. Da ſei die Beſlinmung 
der Stadteordnung von 1853 noch beſſer, wo der Betreffende nur fo lange 
nicht ſtimmberechtigt iſt, während er die Armenunterſtützung empfängt; — 
er empfiehlt ſchließlich, da er für die radikale Durchführung Teiner Anſichten 
eine Wajorität im Haufe leider nicht zu finden fürchtet, verſchiedene von 
ihm geſtellte Amendements, welche die Beſtimmungen über den Zenſus ıc. 
wenigſtens der Städteordnung von 1853 analog geſtalten ſollen. — Abg. 
v. Dieſt We den Kommiſſionsvorſchlag. 

Abg. Ziegler ift allerdings zweifelhaft, ob es möglich iſt, in ganz Preu⸗ 
ßen eine uud dieſelbe Kommunalverfaſſung einzuführen, und if in dieſer 
Beziehung mit dem Grafen Schwerin einverſtanden; anders aber iſt feine 
Anſicht über das allgemeine Wahlrecht Er müſſe entſchieden proteftiren 
gegen die Aeußerung des Abg. v. Dieft: „daß Jeder, der jemals mit Kom⸗ 
munalangelegenheiten zu thun gehabt habe, nicht der Meinung fein könne, 
daß das allgemeine Wahlrecht für die Kommunalwahlen eingefü rt werden 
könne.“ Ich, fuhr Redner fort, habe das Unglück gehabt, mit Kommunal⸗ 
e zu thun zu haben, und zwar mit der Städteordnung von 
1808, welche die unglückliche Beſtimmung über den Unterſchied en 
Bürgern und Schutzverwandten enthält. Gerade die intelligenteſten Leute, 


bund beſitzt eine Armee, welche etwa zwei Drittel der franzöſiſchen an Zahl 
n doch iſt das Syſtem der Zentraliſirung in Preußen bis in die 
leinſten Einzelheiten ſo vortrefflich eingerichtet, daß Preußen in vierzehn 


1 Tagen den Franzoſen wahrſcheinlich eine Feldarmee von gleicher Stärke ent⸗ 
pa die preußiſchen Erfolge des . — 1866 der Hauptſache nach Infan« | 
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gegenſetzen würde. Beide Nationen find wohl im Stande, ſich zu decken; 

eine Invaſions⸗Armee würde es ſchwer finden, in jedem von beiden Ländern 

lich fen. und die Folgen eines Krieges zwiſchen ihnen würden fehred- 
ein. 

Zwei Großmächte find demnach kampfgerüſtet, beide beſitzen Mannfchaf- 
ten, Geld und die Schnellkraft der Razenfelndſchaft. Der Reſt von Europa 
iſt unvorbereitet. Obwohl die vorliegende Betrachtung nicht politiſcher Nas 
tur, ſo iſt es doch ſchwer, bei dieſer Gelegenheit eine höchſt unglückliche und 
widerſinnige Idee zu übergehen, die in Berlin 198. 05 und von einem Theil 
der norddeutſchen Preſſe gehegt und gepflegt wird. Es iſt der Gedanke, daß 
Oeſterreich in der Hoffnung, ſeine Verluſte wieder einzubringen, auf Krieg 
inne. In Wirklichkeit jedoch iſt Krieg gerade das, was die neue dualiſtiſche 

konarchie fürchtet, und der allgemeine Ruf iſt: Noch einige Friedenejahre 
und wir ſind gerettet. Für zwei Fragen würde Oeſterreich das Schwert 
iehen, wenn auch unter Beſorgniſſen: für die Freiheit der Donau und die 
ertheidigung der Küſten von Iſtrien und Dalmatien, Aber Er bei dem 
Gedanken an dieſe beiden Auswege für den öſterreichiſchen Handel iſt die 
Friedensſtimmung ſo entſchieden, daß durch Verweigerung von Geldbewilli⸗ 
ungen für Küſtenbefeſtigungen und Anzerſchiffe von einzelnen Abgeordneten 
Popularität gemacht wird. Eine Niederlage der Flotte, eine verlorene 
Ef an der Oſtgrenze aber würde Oeſterreich wenigſtens für die nächſten 
100 Jahre, vielleicht für immer den Untergang bringen. Und das iſt die 
Nation, von welcher behauptet wird, fie ſinne auf Krieg! 

In militäriſcher Beziehung iſt Defterreich ſtärker als früher. Zwar hat 
ſich der Geiſt der Armee noch nicht ganz erholt, allein es iſt kein Venetien 
mehr zu halten, und die heutigen Generale verſtehen mehr von der Kriegs- 
kunſt. Bei einer Friedensſtärke von 250,000 Mann zählt das Heer im 
Ganzen 800,000 Streiter. Die Infanterie iſt mit etwa 600,000 Hinterla⸗ 
dern bewaffnet, die aus den früheren Gewehren hergeſtellt wurden. Die 
neue Waffe Wenzl's wird noch erſt annelertigt, wenn das große Etabliſſe⸗ 
ment des Erfinders im Gange iſt Alte, glatte eiſerne 24Pfünder werden 
gleichzeitig zu 56pfündigen Hinterladern für die Landbefeſtigungen umgewan⸗ 
delt, und die Kuͤſtenbefeſtigungen durften mit ſchweren Poſitionsgeſchützen 
aus England armirt werden, ſobald das nöthige Geld bewilligt wird. Die 
Mannſchaften des Heeres haben ihre Lehre erhalten, die Offiziere müſſen eine 
weit größere Bildung beſitzen, die Flotte iſt im Wachſen, und man laſſe 
Oeſterreich nur einige Friedensjahre, ſo wird es zu einer ſtarken, liberalen 
Militärmacht ſich entwickeln, deren Intereſſen mit denen Englands im Orient 
Hand in Hand gehen und die nicht an Angriffskriege denken kann, weil ſie 
dabei Alles zu verlieren und Nichts zu gewinnen hätte. Einſtweilen fehlt es 
ſehr an Br und der kluge Kriegsminiſter ſieht ſich dadurch auf allen Sei ⸗ 
ten behindert. Ar 

Gugel in den Mantel der Heimlichkeit und behütet von einem Heere 
von Polizeimannſchaften und geheimen Agenten, erfüllt Rußland die Welt 
blos durch das Gewicht ſeines Schweigens. Aber die Welt hat von ihm 
ur Stunde weit weniger zu fürchten, als man gewöhnlich glaubt, wenigſtens 
= offenen Kampfe, denn von allen fünf Großmächten iſt es am weiteſten 
in den Rüſtungen zurück. Ob alles wahr iſt, was man über die Kunſt er⸗ 
zählt, mit welcher bei Paraden der Schein gewahrt wird, ob in der That 

garen die neuen Hinterladungsgewehre von Station 
u Station vorausgeſchickt wurden, jo daß allenthalben die 9 85 bei der 
arade mit den neuen Waffen erſcheinen konnten, iſt zweifelhaft, allein es 
tebt feſt, daß nur ein Theil des Heeres mit Hinterladungsgewehren und ge⸗ 
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ogenen Geſchützen bewaffnet ift, und ohne dieſe neuen Kriegswerkzeuge auf 
Dr Kampfplage zu erſcheinen, wäre reiner Wahnſinn. 
Wenn Rußland trotzdem ſchwer auf Oeſterreich und die Donau⸗Fürſten⸗ 
thümer drückt, jo geſchieht dies mehr durch die Intriguen gewandter politiſcher 
Agenten, als bur Kriegsvorbereitungen. Wenn Galizien ſich überreden ließe, 
Oeſterreich hinlänglich zu haſſen, und man gleichzeitig ein gutes Einverſtänd⸗ 
niß mit den Fürſten der Donauſtämme erzielen könnte, ſo wäre vielleicht 
ein Einbruch wilder Horden in die Donau⸗Fürſtenthümer zu erwarten, wobei 
Rußland vorgäbe, es müſſe ſich gegen ſeine ſüdweſtlichen Nachbarn decken; 
dem ſteht heute Oeſterreich⸗Ungarn im Wege, daher die Agitation; dem 
würde ſich vielleicht die Türkei widerſetzen, — läßt man Griechenland 
bellen. In der Zwiſchenzeit befeſtigt Rußland ſeine Hauptſtadt gegen einen 
Angriff von der Seeſeite her. Kronſtadt wird ſo viel als möglich uneinnehm⸗ 
bar gemacht, und die Feſtungsgruppe Warſchau-Modlin, von der aus eine 
Armee Polen im Schach halten und die Linie Krakau-Lemberg beobachten kann, 
wird beträchtlich verſtärkt. Keine Macht hat ſo viel Geld vergeblich an die 
Anfertigung von ſchweren eiſernen Geſchützen gelegt, als Rußland. Erſt jetzt 
hat Krupp für ruſſiſche Rechnung ein gutes 1 Izölliges af den s aus 
Stahl hergeſtellt. Nur eine Erfindung von Bedeutung auf dem Felde mili⸗ 
täriſcher Wiſſenſchaft verdankt man Rußland, und das iſt das prismatiſche 
ulver. 
Italien hat viel gutes Geld an die Werfte und Befeſtigungen von La 
Spezzia gewendet, die eine Grille Cavour's waren, ohne daß man ein be⸗ 
deutendes oder auch nur ein fertiges Werk zu Stande gebracht hätte. In 
techniſcher Beziehung hat Italien eine tüchtige, gezogene Haubitze für den Be⸗ 
lagerungskrieg hervorgebracht. Die auf dem Papiere ſtehende Armee von 
350,000 Mann nebſt 130,000 Mann Nationalgarden hat durch die Schwäche 
der Regierung weniger Wichtigkeit, als irgend eine andere europäifche 
Armee, die ſpaniſche vielleicht ausgenommen. Die wiſſenſchaftlichen An⸗ 
forderungen für Artillerie- und Ingenieur⸗Offiziere find übertrieben. Das 
Geſchütz für die Artillerie iſt die Armſtrongkanone. > 
Daſſelbe Geſchütz iſt auch in der türkiſchen Flotte und Armee einge⸗ 
führt, aber in der Türkei kauft man Geſchütze und verliert oder verkauft 
dann die Munition. Nur wenn an der Spitze des Heeres, wie im Ober⸗ 
malen Flotte, ein fremder Offizier ſtände, würde es ſich lohnen, Zahlen 
mitzutheilen. 
Betrachtet man ganz Europa vom militäriſchen Standpunkte aus, fo 
kann man ſagen, daß, falls Preußen und Frankreich ſich in Betreſſ des Frie⸗ 
dens einigten oder erſtere Macht mit Oeſterreich ein Schutz und Trutz⸗ 
pündniß ſchlöſſe, für die nächſten Jahre kein Krieg zu befürchten wäre, denn 
Rußland iſt nicht kriegsbereit, Oeſterreich würde Alles thun für einen fünf⸗ 
jährigen Frieden, und die Vollendung der deutſchen Einheit dürfte ſich fo 
lange verzögern, als der König von Preußen ſeinen jetzigen Titel dem eines 
deutſchen Kaiſers vorzieht. Wenn aber Frankreich Alles daran ſetzen muß, die 
erſte Macht in Europa zu bleiben, fo wird wahrſcheinlich Deutſchland mit un⸗ 
widerſtehlicher Macht ſch zuſammenſchaaren und Frankreich auf der einen 
Seite das Zuſehen haben, während Rußland und Beſterreich. ungarn auf der 
anderen zum grimmigen Vernichtungskampfe gegen einander ſtürzen würden. 
Sollte Oeſterreich in einem ſolchen Falle mit vorgehen oder nothgedrungen 
ſich Frankreich gegen Preußen und Rußland anſchließen, ſo ſtände Englands 
Politik vor einer ſchweren Wahl. 


— 
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: die Beamten, Lehrer ꝛc., waren nur Schutzverwandte, und die Rechtsan⸗ 


wälte, Aerzte ac. ließen ſich erſt dann dazu her, Bürger zu werden, wenn 
fie ein Haus kaufen mußten. Die Folge davon war, daß in der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung gerade die W uni Leute ſaßen, freilich die „erften 
Bürger der Stadt“, die unter ſich eine Koterie bildeten; wer im Schützen⸗ 
aufe am beſten Dreiblatt ſpielte, galt am meiften. (Deiterkeit.) Dieſe Leute 
aben mir einen gewiſſen Degout am Selfgovernement beigebracht, weil ich 
ah, daß Menſchen ſich ſelbſt regieren wollten, die abſolut keinen Beruf dazu 
hatten. (Redner bringt verſchiedene Beiſpiele aus feiner Erfahrung bei, 
wie ſolche Stadtverordneten⸗Verſammlungen ganz verkehrte Beſchlüſſe gefaßt 
aben, mit Bezug auf die Verwaltung der Forſten ꝛc.) Ich habe aber, fuhr er fort, 
mmer gefunden, daß im ganzen Volke ein richtiges Urtheil über dieſe Wirthſchaft 
vorhanden war. Ich weiß Sehr wohl, was das zu bedeuten hat, wenn man 
fagt, das allgemeine Wahlrecht habe große Gefahren. Aber das iſt gewiß, 
wenn man ſagt: „Nur eine Minorität kann die Freiheit bewahren“, dies 
nicht auf die Minorität Anwendung findet, welche die Kommunalverwaltung 
in Händen hat. Dieſe Minorität befördert nicht die Freiheit, ſondern den 


Egoismus; ſie will ſich nur aus dem allgemeinen Stadtſäckel ſatt eſſen. 


Ich bin auch überzeugt, daß, wenn ein allgemeines Wahlrecht bei den Kom⸗ 
munalwahlen ſtattgefunden, alle dieſe Differenzen der ſtädtiſchen Verwal⸗ 
tungen mit dem Minifter des Innern nicht ftattgefunden hätten. Denn ger 
rade die von mir geſchilderte Minorität beſteht aus Leuten, welche die Sucht 
haben, zu herrſchen, ſich breit zu machen. Der kleine Mann thut das nicht; 
der läßt ſich viel eher regieren; und ich bin überzeugt, daß viel weniger 
Streit, viel weniger Uebermuth vorkommen würde, wenn die Kommunal ⸗ 
behörden aus dem allgemeinen Wahlrecht ag Ich will nur die⸗ 
en einzigen Grund angeben, um zu zeigen, daß der Abg. v. Dieſt beſtimmt 

nrecht hat, wenn er jagt, daß die, welche das allgemeine Wahlrecht befür⸗ 
worten, von ſtädtiſchen Angelegenheiten nichts verſtänden. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Es iſt anerkannt worden, 
daß es nicht unbedenklich ſei, die Einführung des allgemeinen Wahlrechts 
auß kommunalem Gebiete zu beantragen. Darin glaube ich, liegt ein Grund, 
daß die Geſetzgebung, die 5 in einem Uebergangszuſtand befindet, ſich ent⸗ 

alt, in dieſer Frage eine Entſcheidung zu treffen. Es wird ferner darauf 
hingewieſen, daß man eine Gleichſtellung des Wahlrechts durch alle Provinzen 
erbeiführen ſoll; man KH dabei Eins, daß in den alten Provinzen 
überall das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem und nicht das allgemeine Wahlrecht 
herrſcht; denn es kann in der niedrigſten Klaſſe Niemand anders mitwählen, 
als wenn er ein- beſtimmtes äußeres Einkommen nachweist. Jetzt ſoll die 
Feſtſetzung getroffen werden, wer berechtigt iſt, das Bürgerrecht auszuüben. 
Nun iſt zwar über das Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem hart geurtheit worden; man 
macht ſich aber, wie ich Bas noch immer nicht recht klar, worin der Vor⸗ 
25 eigentlich liegt. Dieſer Vorwurf liegt hauptſächlich darin, daß die 
Uebergänge von einer Klaſſe in die andere 0 unmerklich ſind, daß die größten 
Härten für diejenigen daraus entſtehen, die an der enge dieſer Klaſſe ſte⸗ 
en. Das iſt überall ie hart empfunden worden und hat oft zu ſehr lä⸗ 
Helge Reſultaten geführt. Allein der Satz, 9 in Bezug auf das Wahl⸗ 
recht derjenige die gewichtigere Stimme haben muß, der mehr Steuern zahlt, 
der ein größeres Einkommen hat, der mit ſtärkeren Banden an dieſenige 
Korporation geknüpft iſt, um deren Repräſentation es ſich handelt, iſt, ſo 
viel ich weiß, noch nicht e worden, es ſei denn von demjenigen, 
welcher überhaupt für das allgemeine Wahlrecht iſt, als das, was uns allein 
noch retten kann. Wer auf dieſem Standpunkte nicht ſteht, der wird wenigſtens 
ugeben, daß in dem Dreiklaſſen⸗Wahlſyſtem ein Gedanke liegt, der ſeine volle 
Berechtl ung hat. Nun find wir ja Heutzutage leider — vielleicht ſagen andere 
Herren glücklicherweiſe — dahin gekommen, daß unſere ſtädtiſche Kommunen nichts 
weiter geworden find als Arbeitsmärkte. Alles Dasjenige, was unfere 
Städte früher auszeichnete, der Charakter derſelben als große Familie; alles 
dasjenige, was die Mitgliedſchaft in einem ſtädtiſchen Verbande vom Bürger 
verlangt und ihm bot, iſt ja durch die Freizügigkeit, durch die neue Armen- 
eſetzgebung, ja ich weiß nicht was Alles vollſtändig verwiſcht und die ganze 
ee hat eben nur den Charakter eines großen Marktes, in welchem 
man ſich ſo bequem und ſicher einrichtet als irgend möglich iſt. Sollte es 
nun dem gegenüber nicht wenigſtens eine Berechtigung haben, Diejenigen, 
welche ihrer ganzen äußeren Lage nach dokumentiren, daß ſie ein längeres 
und tieferes Jutereſſe für die Kommune haben, als dasjenige iſt, was der 
einfach Anziehende und nach einem Jahre wieder Abziehende ja naturgemäß 
haben kann, mit einem größern Wahlrechte auszuſtatten. Dies iſt der Ge⸗ 
danke, auf dem es überhaupt baſirt, daß man noch ein beſonderes Bürger⸗ 
recht neben der Gemeindeangehörigkeit konſtituirt, und bei der großen Ab⸗ 
neigung, das Bürgerrecht an andere Merkmale zu knüpfen, ein gewiſſes Ein⸗ 
kommen, eine äußere Situation doch wenigſtens noch als einen Anker feſt⸗ 

ält und jagt: ich will wenigſtens nur denjenigen wählen laſſen, der durch 
fine Äußere Situntion befundet, daß er ein Intereſſe an der Kommune haben 


ann oder muß. Ob das nun ein Minimalſatz von 200 Thlr. und ein 


Maxrimalſatz von 500 Thlr. iſt, iſt eigentlich gleichgültig; es empfiehlt ſich 
abe nicht iefen Satz 10 nach der verſchiedenen Seelenzahl ſchon im Geſeßz 


u arrangiren; das mag dem Ortsſtatut überlaſſen fein; außerdem find von 
vB freiwilligen und geordneten Vertretern der Provinz Diele Sätze vorge 
ſchlagen worden und wir haben keinen Grund gehabt, daran etwas zu än. 
dern. Es iſt dieſer Satz arbitrirt worden mit Rückſicht auf den dortigen 
Geldwerth und wenn die Herren aus Schleswig⸗Holſtein ſagen: Das iſt 
das, was zu den dortigen u. Glen paßt, was ſollen wir hier ſagen: 
Nein, das paßt nicht. Eine Gleichſtellung mit den alten Provinzen geſchieht 
da nicht, wenn wir 200 Thaler ſetzen; wir ſtellten dann die Schleswig ⸗ Hol 
ſteiner viel tiefer im Zenſus als die alten Provinzen. 

Abg. Graf Schwerin: Der Abg. Ziegler erklärte, daß nach den Be⸗ 
flimmungen der Städteordnung von 1508 die Sachen in den ſtädtiſchen Kol ⸗ 
legien zum Theil ſehr ſchlecht verwaltet würden. Die Thatſache gebe ich zu, 
beſtreite aber — und der Abg. Ziegler iſt den Beweis ſchuldig geblieben — 
daß die Verhältniſſe ſich beſſer geftaltet hätten unter einem andern Wahl. 
ſyſtem. Der Fehler lag oder liegt zum Theil noch darin, daß die intelli⸗ 

enteren und befjer fituirten Bevölkerungsklaſſen ſich für zu gut hielten, an der 

erwaltung der kommunalen An elegenheiten Theil zu nehmen, und daß die 
Leitung dadurch in Hände von Leuten gekommen war, die nicht geeignet 
waren, die Verwaltung im Gemeinde» Intereffe zu führen. In der leßten 
Zeit hat ſich dies geändert, und ich ſehe darin eine Gewähr für eine Beſſe⸗ 
rung der Verhältniſſe. 0 

Abg. Lasker will die große Frage von der Wahlberechtigung und die 
Differenz zwiſchen Minifterpräfident und Miniſter des Innern hier und heute 
nicht zum Austrag bringen; aber es ſei durchaus nicht gleichgiltig, wie hoch 
man den Minimalſatz des Zenſus normire, denn durch Herabſetzung deſſel ⸗ 
den — wie er ſie beantrage — würde vielleicht die Theilnahme von der 
Hälfte auf zwei Drittel der Bevölkerung ausgedehnt. Dem Abg. Hanel ge- 

enüber bemerke er, daß das Haus nicht nur berechtigt, ſondern verpflichtet 
ei, darüber zu wachen, daß nicht ein beſchränkter Provinzialgeiſt Einrich⸗ 
tungen, wenn auch nur für einzelne Landestheile ſchaffe, welche den allge⸗ 
meinen freiheitlichen Grundſätzen widerſprechen. Er werde für die einge ⸗ 
brachten Amendements ſtimmen, um die Beſtimmungen des Geſetzes wenig. 
ſtens fo wenig ſchadlich wie möglich zu machen, und dadurch für die Be- 
rathung einer allgemeinen Städteordnung den Kampf für freiheitlichere Ge 
ſtaltung zu erleichtern. 

Referent Abg. Dr. Francke nimmt die Provinz Holſtein gegen den 
ihr gemachten Vorwurf eines beſchränkten Provinzialgeiſtes in Schutz, und 
bittet alle Amendements adzulehnen. Es ſei eine Thorheit, die Bewohner 
jener Landestheile glücklicher machen zu wollen, als ſie ſelbſt wünſchen; durch 
ein derartiges Eindrangen fremder Elemente in die Kommunalverwaltung 
werde man nur Unzufriedenheit hervorrufen. — Präſident v. Forckenbeck: 
Ich hoffe, daß ſich der Ausdruck „Thorheit“ auf keine hier im Haufe ge- 
fallene Aeußerung bezieht. 

Referent Dr. Francke: Nein! 

Bei der darauf folgenden Abſtimmung wird 8 7 in der Faſſung der 
Kommiſſion unverändert angenommen und alle Amendements abgelehnt. 
Derſelbe lautet: Jeder im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindliche 
männliche Angehörige des Norddeuifchen Bundes erwirbt das Bürgerrecht, 
wenn er feit einem Jahre 1) zur Stadtgemeinde gehört, 2) ſelbſiſtandig iſt; 


als felbftftändig im Sinne dieſes Geſetzes werden Perſonen, welche minder ⸗ 


jährig find, oder unter einer die Dispoſttionsbefugniß beſchränkenden Kura⸗ 
tel, oder im Hauſe und Brode Anderer ſtehen, oder eine nach ihrem 18. Le⸗ 
bensjahre empfangene öffentliche Armenunterſtützung nicht zurückerſtattet 
haben, nicht angeſehen; 3) die ihm obliegenden Gemeindeabgaben bezahlt hat, 
und außerdem 4) entweder a. im Gemeindebezirke ein Wohnhaus 
von einem im Ortsſtatute näher zu beſtimmenden Minimalſteuer⸗ 
werth beſitzt oder b. einſtehendes Gewerbe — über deſſen Art und 
Umfang das Ortsſtatut Näheres beſtimmen kann — ſelbſtſtändig betreibt oder 


x 


4 


e. ein Einkommen bezieht, welches nach den Grundfägen der Klaſſenſteuer⸗ 
Veranlagung geſchätzt, einen beſtimmten, im Lokalſtatute näher feſtzuſetzen 
den Betrag erreicht, deſſen Minimalſatz nicht unter 200 Thlr. und nicht 
über 500 Thlr. jährlich normirt werden darf. Das Ortsſtatut kann, an⸗ 
ſtatt eines ſolchen (Minimal-) Einkommens, auch die Entrichtung eines ent⸗ 
ſprechenden Klaſſenſteuerſatzes für genügend erklären. 

Die 88 8 und 9 werden ohne Debatte unverändert angenommen. — 
Zu $ 10, welcher die Gründe feſtſetzt, aus denen unbeſoldete Magiſtrats⸗ 
mitglieder und Stadtverordnete die Annahme des Amtes ablehnen oder 
früher niederlegen können, ſtellt Abg. Hagen das Amendement, ſtatt des 
2 us: „Die bereits erfolgte fechsjährige Wahrnehmung der betreffenden 

telle (berechtigt zur Ablehnung) für die nächſten 6 Jahre“, zu ſetzen: „für 
die nächſten 3 
verändert U pen ebenſo 8 11. 

Bei 8 12. „Das Bürgerrecht geht verloren: 1) durch Wegfall eines 
derjenigen Erforderniſſe, welche das Bürgerrecht bedingen (3 7), ſofern nicht 
nach ß 13 ein bloßes Ruhen in der Ausübung des Bürgerrechts eintritt; 
2) durch Konkurs, doch kann dem Gemeinſchuldner nach voller oder akkord⸗ 
mäßiger Befriedigung feiner Gläubiger das Bürgerrecht durch Beſchluß bei ⸗ 
der ſtädtiſchen Kollegien wieder verliehen werden“, macht Abg. Fiſchbach 
darauf aufmerkſam, daß dieſer Paragraph nicht ſo unverfänglich ſei, wie 
er ſcheine. — Man habe denſelben bei einem ihm bekannten Falle fo deklarirt, 
daß Jemand, der auch nur einen Monat ſeine Abgaben nicht bezahlt hat, 
das Bürgerrecht verliere. 

Reg.⸗Komm. Ribbek glaubt, daß kein Bedürfniß zur le | 
dieſer Beſtimmung vorhanden ſei, die wörtlich der Städteordnung von 1 
entlehnt ſei. Der dem Vorredner zitirte be Fall ſei ihm nicht bekannt. 
— Abg. Fiſch bach erklärt, daß dies kein einiger Fall ſei, fondern dieſe Praxis 
in mehreren Bürgermeiſtereien in Weſtfalen eingeführt jet, fo daß in eini- 
gen Bezirken die Mehrheit der Bürger vom Wahlrechte ausgeſchloſſen wor- 
den wäre. 

Reg.⸗Komm. Ribbeck bittet nochmals, aus dieſem Spezialfall keinen 
Schluß auf die vorliegende Beſtimmung zu ziehen. Die Regierung habe 
bisher ſo entſchieden, daß, wenn 1 Jahr doloſer Weiſe die Abgaben nicht 
gezahlt worden wären, das Bürgerrecht verloren ginge; daß man die Friſt 
auf 1 Monat heruntergeſetzt habe, ſei ihm gänzlich unbekannt. 

Abg. Fiſchbach geht nochmals ſpeziell auf den von ihm angeregten Fall 
ein; er habe die betr. Akten ſelbſt geſehen; es ſeien in der That Leute von 
der Wahl ausgeſchloſſen worden, die nur einen Monat die Steuern nicht 
bezahlt hätten. Dadurch ſei das ganze Wahlrecht in die Willkür der Be⸗ 
hörden gegeben, die je nach der politiſchen Ueberzeugung der Betreffenden 
entſcheiden könnte. — Abg. Dr. Waldeck hält dies vom Abg. Fiſchbach ge- 
rügte Verfahren gleichfalls für durchaus ungerecht. — Es beſheiligen ſich an 
der Debatte, ohne etwas Neues vorzubringen, wiederholt die Abgg. Fiſchbach, 
v. Dieſt und der Regierungskommiſſar. 

5 12 wird angenommen. — Die 88 13—20 werden ohne Debatte an ⸗ 
genommen. — Zu $ 21. „Die den Gemeindemitgliedern zuſtehende Theil 
nahme an den Gemeindenutzungen kann, ſoweit der Anſpruch auf dieſelbe 
nicht auf beſonderen Rechtstiteln beruht, nach Maßgabe des Ortsſtatuts von 
der Entrichtung einer jährlichen Abgabe, und anſtatt oder neben derſelben von 
der Entrichtung eines Einkaufsgeldes abhängig gemacht werden, durch deren 
Entrichtung aber die Ausübung des Bürgerrechts niemals bedingt wird“, 
ſtellt Abg. Hagen das Amendement, ſtatt „an den Gemeindenutzungen“ zu 
fegen: „an Gemeindenutzungen, wie Wald, Weide, Haide, Torf u. dergl.“ 

Der Regierungs Kommiſſar erklärt, daß die Regierung auch nichts an- 
deres beabſichtigt habe; das Amendement ſei überflüffig, weil ſelbſtverſtändlich. 

Das Amendement wird abgelehnt, 8 21 angenommen, desgleichen 
85 22 und 23 ohne Debatte. — Zu 8 24: „Ueber die Verpflichtung der 
Staatsdiener und der Hinterbliebenen derſelben zu perſönlichen Abgaben 
und Leiſtungen an die Gemeinde entſcheidet die Verordnung, betreffend die 
Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunglauflagen in den neu er- 
worbenen Zandestheilen vom 23. September 1867. Alle übrigen perſönli⸗ 
chen Befreiungen, mit Einſchluß der in § 12 der Verordnung v» 23 Sep- 
tember 1867 noch aufrecht erhaltenen, beſtehen nur noch für die Dauer der 
Genußberechtigung der genenmärtig im wohlerworbenen Befige der Immu- 
nität befindlichen Perſonen und erlöſchen alsdann ohne Entſchadigung. Von 
allen Gemeindelaften befreit find: J) die Dienſtgrundſtücke der Geiſtlichen, 
Kirchendiener und Elementarlehrer, 2) die zu einem öffentlichen Dienſt oder 
Gebrauche beſtimmten Grundſtücke. — Diese Befreiungen gelten jedoch nur 
ſo lange, als die die Befreiung begründende Eigenſchaft der gedachten Im⸗ 
mobilien fortdauert.“ 

terzu liegen folgende Anträge vor: 

) vom Abg. Böhmer: „Die Regierung aufzufordern, dem Landtage 
in der nächſten Seſſion einen Geſetzentwurf vorzulegen, wodurch die Exemptio⸗ 
nen und Privilegien der Staatsdiener und der Hinterbliebenen bezüglich der 
Kommunallaſten aufgehoben werden; 2) vom Abg. Warburg: In Al. 3 
Nr. 2 am Schluſſe hinzuzuſetzen: „nach Maßgabe der Kabinetsordre vom 
8. Junk 1834 (Geſetz-Sammlung S. 87)"; 3) vom Abg. Miquel: Al. 3 
Nr. 1 „Befreiung der Dienſige aude der Geiſtlichen, Kirchendiener und Ele- 
mentarlehrer“ zu ſtreichen, und Nr. 2 zu faſſen: „Grundſtücke, welche 
und ſoweit ſie unmittelbar zum Zwecke des Staates dienen“; 4) vom Abg. 
Hagen: zu Nr. 2 des Al. 2 hinzuzufügen: „Inſoweit ſie keinen Ertrag 
gewähren“. ! 

Abg. Warburg befürwortet fein Amendement. 

Abg. Miquel empfiehlt eingehend den Theil feines Amendements, wo⸗ 
durch die Steuerbefreiung der Geiſtlichen 2c. geſtrichen werden ſoll. Alle 
Ausgaben der Kommune kämen in erſter Linie den Grundftüden, alſo auch 
den Dienſtgrundſtücken, von denen die Geiſtlichen den Nutzen hätten, zu Gute. 
Die Ausgaben wachſen in der Regel mit dem Wachsthum der Bevölkerung; 
dafür haben aber gerade die Geiſtlichen ꝛc. eine Kompenſation dadurch, daß 
mit dem Wachsthum der Bevölkerung ihre Einnahmen wachſen. Am zweck, 
mäßigſten wäre es, alle Exemtionen zu ſtreichen, zumal durch den Beſchluß 
des Reichstags auch für die Norddeutſchen Bundesbeamten (Poſtbeamten) 
die Steuerbefreiung weggefallen ſei. Es ſei doch in der That auch ungerecht, 
daß die Kommunen durch dieſe Steuerbefreiungen einen Zuſchuß zu den 
Beſoldungen der Staatsbeamten zahlen. Kein Geſetz habe einen übleren Ein- 
druck in den neuen Landestheilen gemacht, als gerade dies preußiſche Ge- 
feg; man ſei in Hannover froh geweſen, die Exemtionen los zu werden 
und die Beamten hätten ſich ſchon daran gewöhnt gehabt, die Laſten voll 
zu tragen. 

Reg.⸗Komm. Ribbeck: Die Regierung iſt der Anſicht, daß die Gründe, 
welche ſchon 1822 den Geſetzgeber veranlaßten, beſtimmte Exemtionen bezüg 
lich der Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunallaſten feſtzuſetzen, 
in derſelben Stärke fortdauern und theilweiſe noch an Bedeutung gewonnen 
haben. Ich glaube deshalb eine Geneigtheit der Regierung, auf das darauf 
bezugliche Amendement einzugehen, nicht in Ausſicht ftellen zu können. Was 
den Antrag Warburg betrifft, ſo bitte ich denſelben abzulehnen, da die Ka ⸗ 
binetsordre von 1834 in gar keiner Beziehung zu Schleswig⸗Holſtein be⸗ 
ſteht. Durch den Antrag Miquel würden hauptſächlich Grundſtücke der 
Kirche und Schule betroffen werden; ich glaube, daß Sie um ſo weniger 
Grund haben, dieſe Immunität aufzuheben, als dieſelbe ſeit langer Zeit be» 
ſtehendes Recht iſt. 

Abg. Hänel befürwortet die Aufhebung der Exemtionen und bittet um 
Annahme der Amendements. 

Abg Hagen: Nach den bisherigen Abſtimmungen ſcheint allerdings 
der Kommiſſionsentwurf als ein noli me tangere betrachtet zu werden, 
dennoch hoffe ich, daß ſie der Ungerechtigkeit ein Ende machen werden, wo⸗ 
nach die Staatsbeamten von der Heranziehung zu den Kommunallaſten be- 
freit ſind Eine Ungerechtigkeit iſt es, wenn man einer Anzahl von Män- 
nern dieſelben Rechte einräumt, wie allen anderen Gemeindeangehörigen, fie 
aber von ihren Pflichten dispenſirt; meiner Anſicht nach müßten die Staats- 
beamten jedesmal erröthen, wenn ſie ihren Miethsſteuerzettel erhalten. Will 
man den Beamten zu Hilfe kommen, ſo möge man es auf einer andern 
Seite thun, man erhöhe ihr Gehalt in angemeſſener Weiſe, aber entlaſte 
nicht den Staat auf Koſten der Kommune. 

Reg Komm. Ribbeck: Nach den Beſtimmungen der Städteordnung 
if in den altländiſchen Provinzen die Immunität der Staatsbeamten der 
gefegliche Zuſtand; das Ammendement würde eine ſo weſentliche Abweichung 
von dieſem Grundfage ſchaffen, daß die Regierung daſſelbe unmöglich al. 
zeptiren kann Darüber zu erröthen, daß er zu den Kommunallaſten nicht 
in vollem Umfange herangezogen wird, hat der Staatsbeamte gar keine 
Veranlaſſung. Ihm ſteht die Wahl feines Aufenthaltsortes nicht frei, er 
kann alſo nicht darunter leiden, daß die Kommunalabgaben an einzelnen 


ahre.“ — Auch dies Amendement wird abgelehnt, $ 10 un⸗ 


Orten exorbitant hoch ſind. Uebrigens Dt geh der Staatsbeamte von den 
r 


Regulativ, das die Regierung nicht A hat und zu n Abänderung 


ſetze der Kommiſſion für Handel und Gewerbe zu überweiſen. — Nach kurzer 


Ae quivalenten, die eine große Stadt ie Kommunallaſten bietet, faft 
gar keinen Genuß. z 

Abg. Miquel: Der Grund, daß die Immunität der Staatsbeamten 
in den altländiſchen Provinzen gilt, kann nicht entſcheidend für die Cinfüh⸗ 
rung in Schleswig ⸗Holſtein fein. Ich bitte, mit Rückſicht auf die Mißſtim⸗ 
mung, welche die Beſtimmung in der neuen Provinz nothwendig hervor ⸗ 
rufen wird, das Amendement anzunehmen. Die Genüſſe, welche die Kom⸗ 
mune gewährt, kommen den Beamten ebenſo zu Gute, wie allen andern 
Gemeindeangehoͤrigen, die erſteren hätten alſo wohl Grund, darüber zu er⸗ 
röthen, daß fie von den entſprechenden Gegenleiſtungen befreit find. Die 
Gründe übrigens, welche der Herr Regierungskommiſſar angeführt hat, find 
für mein Amendement noch weniger maßgebend. Die Ausgaben der gen, 
mune, welche für ſtädtiſche Einrichtungen geleiſtet werden, kommen allen 
Grundſtücken zu Gute und erhöhen den Werth derfelben ; es iſt alſo durchaus 
billig, daß alle für Grundflüde geltenden Exemtionen befeitigt werden. 

Abg. v. Hennig: Nach dem Miethsſteuerregulativ wird ein Beamter 
um fo mehr von Kommunallaſten erleichtert, je höher fein Gehalt fteigt 
und ich muß allerdings konſtatiren, daß die Herren nicht daran denken, bel 4 
der Annahme folder Vortheile zu erröthen. Wenn der Herr Regierungs- 
Kommiſſar behauptet, daß die Staatsbeamten von den Vorzügen dar gro · 
ßen Stadt nichts genießen, fo erinnere ich ihn nur an die Vortheile, die 
ihnen das Vorhandenſein ne Säulen bietet. 

Reg.⸗Komm. v. Ribbeck: Die von dem Vorredner erwähnte Abnor⸗ 
mität einer ſteigenden Erleichterung mit wachſendem Gehalt beruht auf einem 


e gern die Hand bieten würde. brigens wird dieſer 
Berlin mit dee der Einkemmenfelier aufhören 

Abg. v. Dieſt proteſtirt dagegen, daß die Mißſtimmung der neuen 
Provinzen fortwährend geltend gemacht werde. 

Reg.⸗Kommiſſar Ribbeck führt noch einmal aus, daß die Erträge von 
Grundſtücken, die öffentlichen Zwecken dienten, nicht zu Gunſten einer ein 
zelnen Kommune geſchmälert werden dürften. 

Bei der Abſtimmung wird zunächſt die Steuerfreiheit der Geiſtli⸗ 
chen, welche die Kommiſſion beantragt, abgelehnt und zwar, wie die Zäh⸗ 
lung ergiebt, mit 141 gegen 141 St., was mit der Annahme des Miau. \ 
ſchen Antrages auf Streichung der Exemtion Ae end ſein würde. 
Eine zweite namentliche Abſtimmung ergiebt mit 151 gegen 147 St. das 
entgegengeſetzte Refuitat ; die Steuerfreiheit der Geistlichen wird alſo beibe 
halten. — Die Amendements Warburg und Hagen werden abgelehnt, des⸗ 
gleichen das von Miquel (zu Nr. 2 des 8 24), wie die Zählung ergiebt, 
mit 139 gegen 136 St. Das letztere wird in namentlicher Abſtimmung 
mit Stimmengleichgeit (142 gegen 142 St.) wiederholt abgelehnt. Die 
Jaſſung der Kommiſſtonsvorlage bleibt hiernach unverändert, Man ber 
ſchließt, die Berathung für heute hier abzubrechen. Vor Schluß der Sitzung 
MRBFe no 15 gu 3 In Allerhöch 

Der Min iſter des Innern: Im Allerhöchſten Auftrage überrei 
dem hohem Haufe 2 Geſetzentwürfe: 1) betr. 5 Ge Aare 1 | 
cherungs⸗Anſtalten; 2) betr. das 55 — Eine Regelung 
dieſer Verhältniſſe 5 785 ſchon deshalb nothwendig, weil zwiſchen den alten 
und neuen Landestheilen verſchiedene Vorſchriften beſtehen. — Das erſte Ge⸗ 
ſetz führt nur gleichmäßige Grundſätze für die ganze Monarchie ein. 
wird beſtimmt, daß die Konzeſſionirung des Verſicherungsweſens auf 
hören ſoll; als nothwendige Konſequenz werden dem Unternehmer ſolcher Ge⸗ 
ſellſchaften, die mit Agenten arbeiten, gewiſſe Verpflichtungen auferlegt, um 
die nöthige Verantwortlichkeit und Garantie für die Agenten uſtellen. 
Das zweite Geſetz über das Feuerverſicherungsweſen ſtellt die bisher 

erſtreut geweſenen Beſtimmungen zuſammen, amendirt dieſelben nach den 
isherigen Erfahrungen und füllt eine Lücke, betreffend die Mobiliar⸗Feuer⸗ 
Verſicherung aus. — Was den Ort, wo, und die Zeit, wann die Geſetze 
vorgelegt werden, betrifft, ſo bemerke ich: Die Regierung hat über die Frage 
Erörterungen angeſtellt, ob die Regulirung des Feuerverſicherungsweſens 
Sache der Bundes oder der Landesgeſetzgebung ſei. Sie ift dabei zu 
der Anſicht gekommen, daß, jo lange der Bund ſich nicht damit beichäf 
tigt, dies die e e müſſe. Da die Regulirung der Vet 
haͤltniſſe Wasch if der Bundesrath die Aeſicht ausseiproden bat, ch. 
einſtweilen nicht damit zu beſchäftigen, glaubte Die Fiege Nb ee 
Recht, ſondern die Pflicht zu haben, die Vorlage zu machen. — Was nun 
die ſpäte Zeit der Vorlage beit jo glaubt die Regierung, daß nichts ver⸗ 
foren iſt, wenn auch das Geſetz in hieſer Seſſion nicht zu Stande kommt; 
da ja bei einem Geſetze von ſolcher eo sin ſchon viel gewonnen wird, 
wenn die Vorlage zur Kenntniß des Publikums kommt und die öffentl 
Meinung ſich damit ae es wäre jedenfalls gut, wenn wenigſtens der 
Kommiſſtonsbericht noch veröffentlicht würde. Ich ſtelle anheim, beide 


Debatte tritt das Haus dem Vorſchlag des Miniſters bei. 
Schluß 4 Uhr. Nächſte Stun Freitag ich 1 


Parlamentariſche Nachrichten. 

— Der Verſuch, im Abgeordnetenhauſe eine katholiſche Fraktion 
zu bilden, iſt vorläufig geſcheitert. Es halten ſich auf die von Mallickrodt 
und Windthorſt (Meppen) ausgegangenen Einladungen von fämmtliden 
Abgeordneten katholiſcher Konfeſſion nur etwa dreißig vorgeſtern Abend 
eingefundeu. Es waren dies theils Konſervative und Freilkonſervative, theils 
folge, welche früher der (katholiſchen) Fraktion des Zenterums angehd 
hatten. Man brachte nicht unmittelbar die Frage der konfeſſionsloſen 
Schulen zur Verhandlung, ſondern ſtreckte vorſichtig die Fühler aus bei 
einer Frage, welche anſcheinend karholiſche Intereſſen nicht berührt. Det 
Schulrath Dr. Kellner aus Trier trat als Refereni auf über die Regie 
rungsvvorlage, betreffend die Aufhebung des Verfaſſung⸗Artikels, welch 
den unentgeltlichen Unterricht in der Volksſchule garantirt. Würde in öf⸗ 
fentlichen Schulen der Unterricht unentgeltlich ertheilt. und es gelänge dann 
einer antikirchlichen Partei, dieſe Schulen konfeſſionslos zu machen, fo würde 
es der Geiſtlichkeit doppelt ſchwer fallen, den unentgeltlichen öffentlichen 
Schulen durch konfeſſionelle Privatſchulen Konkurrenz zu machen. — Man 
ſieht, die Herren ſuchen ſich fuͤr alle Falle einzurichten. — Gegen den Schul 
rath trat das einzige in der Verſammlung anweſende Mitglied der Fort 
ſchrittspartei, Abg. Ziſchbach (Düren), mit Entſchiedenheſt auf. Unentgelt⸗ 
licher Unterricht ſei gerade eine alte echt katholiſche Einrichtung. Wenn der 
Katholizismus fetzt erkläre, dabei nicht mehr beſtehen zu können, grabe 
ſich ſelbſt fein Grab. Als ſpäter zur Abſtimmung geſchritten werden ſollte / 
erklärte derſelbe Abgeordnete, eine Abſtimmung ſei — Anfang zur Bil 6 
einer katholiſchen Fraktion, dazu wolle er nicht beitragen und were 14 
daher vor der Abſtimmung entfernen. Auf den Rath von Windtho 
(Meppen) unterblieb dann jede Abſtimmung, und die Verſammlung ging 
ergebnißlos auseinander. 

— Ueber den Judeneid empfiehlt die Juſtizkommiſſion 
dem Abgeordnetenhauſe die Annahme folgenden Geſetzentwurfs 
F. 1) Die Eide der Juden werden mit der Eingangsformel: „ 
ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden“ und mit der Schluß“ 
formel: „So wahr mir Gott helfe“ geleiſtet, von Männern unter Erbe 
bung der rechten Hand, von Frauen unter Auflegung dieſer. Hand auf d 
Bruſt. §. 2. Die Belehrung über die Wichtigkeit des Eides und die Eides “ 
abnahme ſelbſt erfolgt durch die für letztere je nach der Art des Eides zu’ 
ſtändige Behörde. F. 3. Inwiefern hierbei ein Rabbiner oder jüdiſcher de 
lehrter zuzuziehen, bleibt dem Ermeſſen der Behörde anheimgeſtellt. 8. # 
Die für die Eidesleiſtung der Juden Er ſonſtigen beſonderen- För 
lichkeiten und Vorſchriften werden aufge oben. Der Kemnifione- Berl, 
erwähnt, daß in den neuerworbenen Landestheilen die in Altpreußen fit 
Ableiſtung von Judeneiden e beſonderen Formvorſchriften zumeift 
längſt befeitigt find. Schon Moſes Mendelsfohn habe in einem Gutachten 
von 1782 und der Ober⸗Landes⸗Rabbiner Loebel in einem ſolchen von 1 9 
ſich dahin ausgeſprochen: man möge den Namen oder eine Eigenschaft Gott | 
nennen, in welcher Sprache es auch fei, wenn fie nur dem Golo renden 
verständlich ſei, fo fei dies ein vollgiltiger Eid. Der Gebrauch der Thora, 
des Gebetmantels, der Gebetſchnur ſei unweſentlich. Und 1844 hat eine 
lie Braunſchweig ſtattgefundene Verſammlung deutſcher Rabbiner einſtimmig 
ich dahin ausgeſprochen, daß die Eidesleiſtung beim Namen Gottes ohn 
alle weitere Zeremonie verbindende Kraft habe. Auch die Obergerichte ha 9 
ſich 1862 dafür ausgeſprochen, die Juden wie die Chriſten 1 beſondere 
rituelle Vorſchriften ſchwören je laſſen. Dies wird jetzt wieder zu 2] 
ordnen vorgeſchlagen. Dabei it es nach Analogie des für Eidesleiſtung je 
Chriſten maßgebenden $. 369 I. 10 Allg. Gerichtsordnung dem Richter nach 
ſeinem Ermeſſen geſtattet, bei der Eidesaͤbnahme einen Rabbiner 9 * | 
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